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Senatsverwaltung für Inneres und Sport 
InnSport III C 12 – 0311/0 
Tel. 90223 2334 
 
 
 
 
An das 
Abgeordnetenhaus von Berlin 
 
über Senatskanzlei - G Sen - 
 
 
 
 
V o r l a g e 
 
- zur Kenntnisnahme - 
gemäß Artikel 64 Abs. 3 der Verfassung von Berlin 
über die „Verordnung über die Ausbildung und Prüfung in der ersten Stufe der Stufenausbildung für 
den mittleren feuerwehrtechnischen Dienst – Handwerklich-technische Grundqualifizierung 
(APOHTG)“ 
 
------------------------------------------------------------------------------------------------------------------ 
 
Ich bitte, gemäß Artikel 64 Abs. 3 der Verfassung von Berlin zur Kenntnis zu nehmen, dass die Se-
natsverwaltung für Inneres und Sport die nachstehende Verordnung erlassen hat: 
 
 

V e r o r d n u n g 
über die Ausbildung und die Prüfung 

für den mittleren feuerwehrtechnischen Dienst 
(APOmDFw) 

 
Vom 30. August 2016 

 
Auf Grund des § 29 Absatz 2 des Laufbahngesetzes vom 21. Juni 2011 (GVBl. S. 266), das zuletzt 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 7. Februar 2014 (GVBl. S. 39) geändert worden ist, verordnet die 
Senatsverwaltung für Inneres und Sport: 
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Teil 1 
 

Ausbildung und Prüfung 
 

Kapitel 1 
Allgemeine Vorschriften 

 
§ 1 

Geltungsbereich 
 

Diese Verordnung regelt die Ausbildung und die Prüfung für die Laufbahn des mittleren feuerwehr-
technischen Dienstes des Landes Berlin. 

§ 2 
Ziel der Ausbildung 

 
Ziel der Ausbildung ist es, Dienstkräfte des feuerwehrtechnischen Dienstes heranzubilden, die nach 
ihren theoretischen Kenntnissen und ihren berufspraktischen Fertigkeiten befähigt sind, die Aufgaben 
des mittleren feuerwehrtechnischen Dienstes in der Brandbekämpfung, der technischen Hilfeleistung, 
in der Notfallrettung und im Rettungsdienst sowie im Katastrophenschutz erfolgreich wahrzunehmen. 
Die Ausbildung soll durch systematische Anleitung die Bereitschaft wecken und die Befähigung för-
dern, verantwortungsbewusst und teamorientiert zu handeln und sich uneigennützig für das Gemein-
wohl einzusetzen. Ziel der Ausbildung ist es auch, ein den Anforderungen des feuerwehrtechnischen 
Dienstes genügendes körperliches Leistungsvermögen zu erreichen und zu erhalten. 
 
 

§ 3 
Ausbildungsleitung 

 
(1) Die Dienstbehörde bestellt für die Aufgaben der Ausbildungsleitung fachlich und persönlich geeig-
nete Dienstkräfte. 
 
(2) Die zur Ausbildungsleitung bestimmten Dienstkräfte sind Dienstvorgesetzte und Vorgesetzte im 
Rahmen der ihnen von der Dienstbehörde übertragenen Befugnisse. Sie leiten und überwachen den 
ordnungsgemäßen Ablauf der Ausbildung. Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben werden sie von den 
jeweiligen Lehrkräften und den an der berufspraktischen Ausbildung mitwirkenden Dienstkräften un-
terstützt. 
 
(3) Die Zeiträume des den Anwärterinnen und Anwärtern zustehenden Erholungsurlaubs werden 
durch die Ausbildungsleitung festgelegt. 
 
(4) Während der handwerklich-technischen Grundqualifizierung kann die Berliner Feuerwehr Aufga-
ben der Ausbildungsleitung an die Knobelsdorff-Schule übertragen, sofern diese damit einverstanden 
ist. 
 

§ 4 
Einstellung 

 
(1) Über die Einstellung entscheidet die Dienstbehörde nach dem Ergebnis eines mit der Laufbahn-
ordnungsbehörde abgestimmten Auswahlverfahrens. 
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(2) Die zum Vorbereitungsdienst zugelassenen Bewerberinnen und Bewerber werden an den von der 
Dienstbehörde bestimmten Ausbildungseinrichtungen ausgebildet. 
 

§ 5 
Gliederung des Vorbereitungsdienstes 

 
(1) Die Ausbildung im Vorbereitungsdienst besteht aus mehreren fachtheoretischen und berufsprakti-
schen Ausbildungsabschnitten. Sie dauert regelmäßig 
1. eineinhalb Jahre mit Schwerpunkt Feuerwehrtechnik (§ 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 der Feu-

erwehr-Laufbahnverordnung), 
2. drei Jahre mit Schwerpunkt Feuerwehrtechnik und handwerklich-technischer Grundqualifizie-

rung als erster Stufe (§ 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 der Feuerwehr-Laufbahnverordnung), 
3. bis zu vier Jahre mit Schwerpunkt Notfallrettung (§ 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 der Feuer-

wehr-Laufbahnverordnung). 
 
(2) Den Inhalt der Ausbildung mit Schwerpunkt Feuerwehrtechnik nach Absatz 1 Satz 2 Nummern 1 
und 2 regelt die Berliner Feuerwehr im Einvernehmen mit der Laufbahnordnungsbehörde durch einen 
Ausbildungsrahmenplan. Die handwerklich-technische Grundqualifizierung nach Absatz 1 Satz 2 
Nummer 2 wird von der Knobelsdorff-Schule in Zusammenarbeit mit der Berliner Feuerwehr durchge-
führt. Sie findet an den von der Knobelsdorff-Schule festzulegenden Lernorten statt. Die fachlichen 
Inhalte der handwerklich-technischen Grundqualifizierung werden in einem zwischen der Knobels-
dorff-Schule und der Berliner Feuerwehr abgestimmten Ausbildungsplan festgelegt. 
 
(3) Die Ausbildung mit Schwerpunkt Notfallrettung gliedert sich in die Ausbildung zur Notfallsanitäterin 
oder zum Notfallsanitäter oder die weitere Ausbildung und Ergänzungsprüfung der Rettungsassisten-
tinnen und Rettungsassistenten gemäß der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für Notfallsanitäte-
rinnen und Notfallsanitäter vom 16. Dezember 2013 (BGBl. I S. 4280), die durch Artikel 31 des Ge-
setzes vom 18. April 2016 (BGBl. I S. 886) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung und 
eine feuerwehrtechnische Laufbahnausbildung. Den Inhalt der feuerwehrtechnischen Laufbahnaus-
bildung regelt die Berliner Feuerwehr im Einvernehmen mit der Laufbahnordnungsbehörde durch ei-
nen Ausbildungsrahmenplan. 
 

§ 6 
Verlängerung und Entlassung 

 
(1) Die Dienstbehörde kann den Vorbereitungsdienst und das Beamtenverhältnis auf Widerruf im Ein-
zelfall angemessen, jedoch um insgesamt höchstens zwei Jahre verlängern, wenn eine Nachwuchs-
kraft 
 
1. wegen Krankheit oder sonstiger von ihr nicht zu vertretender Gründe wesentliche Ausbil-

dungsinhalte versäumt hat, 
2. die handwerklich-technische Grundqualifizierung (§ 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 der Feuer-

wehr-Laufbahnverordnung) nicht bestanden hat und die Verlängerung zum Bestehen einer 
Wiederholungsprüfung oder für die Wiederholung eines Praktikums erforderlich ist, 

3. nicht zur Laufbahnprüfung zugelassen ist oder 
4. die Laufbahnprüfung wiederholen muss. 
 
(2) Unverzüglich aus dem Vorbereitungsdienst und dem Beamtenverhältnis auf Widerruf zu entlassen 
ist, wer 
1. sich wegen schwerwiegender Verhaltensmängel als nicht geeignet erweist, 
2. die Ausbildung nicht fortsetzt, 
3. einen Ausbildungsabschnitt endgültig nicht erfolgreich absolviert hat, 
4. endgültig nicht zur Laufbahnprüfung zugelassen wurde, 
5. an dem Vorbereitungsdienst gemäß § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 der Feuerwehr-

Laufbahnverordnung teilnimmt und die handwerklich-technische Grundqualifizierung endgültig 
nicht bestanden hat oder 
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6. an dem Vorbereitungsdienst gemäß § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 der Feuerwehr-
Laufbahnverordnung teilnimmt und die Ausbildung zur Notfallsanitäterin oder zum Notfallsani-
täter oder die weitere Ausbildung und Ergänzungsprüfung für diesen Beruf endgültig nicht be-
standen hat. 

 
Wer die Laufbahnprüfung auch bei ihrer Wiederholung nicht bestanden hat oder wessen Laufbahn-
prüfung endgültig als nicht bestanden gilt, ist mit der Bekanntgabe der Entscheidung aus dem Vorbe-
reitungsdienst und dem Beamtenverhältnis auf Widerruf entlassen. 
 
(3) Der Vorbereitungsdienst und das Beamtenverhältnis auf Widerruf enden bei Anwärterinnen und 
Anwärtern, die die Laufbahnprüfung bestanden haben, mit Ablauf des Prüfungsstichtags. 
 
 

Kapitel 2 
Vorbereitungsdienst gemäß § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 der Feuerwehr-Laufbahnverordnung 

(Schwerpunkt Feuerwehrtechnik) 
 

§ 7 
Gestaltung der Ausbildung 

 
(1) In einem Vorbereitungslehrgang werden erste berufsbezogene Kenntnisse und Fertigkeiten ver-
mittelt, die an die künftige Aufgabenwahrnehmung heranführen. 
 
(2) In dem Ausbildungsabschnitt „Feuerwehrtechnische Grundausbildung“ werden durch theoretische 
Ausbildung die erforderlichen fachlichen Kenntnisse vermittelt. Die theoretische Ausbildung wird er-
gänzt durch praktische Übungen, die zur sicheren Handhabung der Geräte und Einsatzmittel befähi-
gen und das einsatztaktisch richtige Verhalten sowie die Zusammenarbeit in der Gruppe trainieren. 
Außerdem wird das körperliche Leistungsvermögen verbessert. Die feuerwehrtechnische Grundaus-
bildung umfasst die Lehrfächer 
 

1. Brandbekämpfung, 
2. Technische Hilfeleistung / Umweltschutz, 
3. Informationstechnik / Kommunikationstechnik, 
4. Berufsbezogene Rechtskunde / Sozialkunde, 
5. Sport. 

 
(3) Der fahrtechnische Ausbildungsabschnitt umfasst den Erwerb der Fahrerlaubnis der Klasse C für 
das Führen von Kraftfahrzeugen mit einer zulässigen Gesamtmasse von mehr als 7500 kg und eine 
spezielle Kraftfahrausbildung. Die spezielle Kraftfahrausbildung setzt den Erwerb der Fahrerlaubnis 
der Klasse C voraus und vermittelt die zum Führen von Einsatzfahrzeugen mit Sonderrechten erfor-
derlichen besonderen Kenntnisse und Fertigkeiten (Erwerb der Selbstfahrgenehmigung einschließlich 
Sicherheitstraining). 
 
(4) Während der feuerwehrtechnischen Wachpraktika verrichten die Nachwuchskräfte praktischen 
Einsatzdienst in mindestens einer Feuerwache unter Teilnahme an dem in den jeweiligen Feuerwa-
chen geltenden Schichtdienst. 
 
(5) Weitere Ausbildungsabschnitte sind Ergänzungsausbildungen in Strategien zur Vermeidung von 
Konflikten im Einsatzdienst, Fertigkeiten und Bewältigungsstrategien zur Gesunderhaltung sowie die 
Erweiterung der interkulturellen Kompetenz. 
 
(6) Der rettungsdienstliche Ausbildungsabschnitt umfasst die Vermittlung theoretischer Kenntnisse, 
ein Klinik- und Rettungsdienstpraktikum sowie den Abschluss durch die Prüfung zur Rettungssanitä-
terin oder zum Rettungssanitäter. 
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(7) Nachwuchskräfte haben an einer regelmäßigen sportlichen Fortbildung in berufsspezifischen Dis-
ziplinen und am Dienstsport teilzunehmen. Die Anforderungen und die Form der Überprüfung werden 
von der Dienstbehörde festgelegt. 
 

§ 8 
Bewertung der Leistungen 

 
(1) Die erzielten Leistungen sind mit einer der folgenden Punktzahlen und der sich daraus ergeben-
den Note zu bewerten: 
 

Note Punkte Beschreibung 

sehr gut (1) 15 
14 

eine Leistung, die den Anforderungen in besonde-
rem Maße entspricht 

gut (2) 13 
12 
11 

eine Leistung, die den Anforderungen voll entspricht 

befriedigend (3) 10 
9 
8 

eine Leistung, die im Allgemeinen den Anforderun-
gen entspricht 

ausreichend (4)  7 
6 
5 

eine Leistung, die zwar Mängel aufweist, aber im 
Ganzen den Anforderungen noch entspricht 

mangelhaft (5) 4 
3 
2 

eine Leistung, die den Anforderungen nicht ent-
spricht, jedoch erkennen lässt, dass die notwendigen 
Grundkenntnisse vorhanden sind und die Mängel in 
absehbarer Zeit behoben werden könnten 

ungenügend (6) 1 
0 

eine Leistung, die den Anforderungen nicht ent-
spricht und bei der selbst die Grundkenntnisse so 
lückenhaft sind, dass die Mängel in absehbarer Zeit 
nicht behoben werden könnten 

 
(2) Soweit Einzelbewertungen zu einer Gesamtbewertung zusammengefasst werden, ist die Gesamt-
note das auf zwei Dezimalstellen gerundete arithmetische Mittel. 
 
(3) Die Gesamtnote lautet bei 
 

14,00 bis 15 Punkten    sehr gut, 
11,00 bis 13,99 Punkten   gut, 
8,00 bis 10,99 Punkten   befriedigend, 
5,00 bis 7,99 Punkten   ausreichend, 
2,00 bis 4,99 Punkten   mangelhaft, 
1,99 oder weniger Punkten   ungenügend. 
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§ 9 
Bewertung der Leistungen in der feuerwehrtechnischen Grundausbildung 

 
(1) In jedem der in § 7 Absatz 2 Satz 4 Nummern 1 bis 5 genannten Lehrfächer der feuerwehrtechni-
schen Grundausbildung werden Fachnoten gebildet. 
 
(2) Die Gesamtnote der feuerwehrtechnischen Grundausbildung ist das auf zwei Dezimalstellen ge-
rundete arithmetische Mittel aus den Punktwerten der Fachnoten der feuerwehrtechnischen Grund-
ausbildung. 
 
(3) Die feuerwehrtechnische Grundausbildung ist nicht bestanden, wenn eine Fachnote weniger als 
fünf Punkte beträgt. 
 

§ 10 
Bewertung der Leistungen in den Ausbildungsabschnitten 

 
(1) Nach Maßgabe des Ausbildungsrahmenplans werden die erzielten Leistungen mit Punkten gemäß 
§ 8 Absatz 1 bewertet. Ein Ausbildungsabschnitt ist abweichend von § 9 erfolgreich absolviert, wenn 
die zusammenfassende Bewertung mindestens fünf Punkte beträgt. Der Vorbereitungslehrgang, der 
fahrtechnische Ausbildungsabschnitt und die Ergänzungsausbildungen gemäß § 7 Absatz 5 werden 
nicht mit Punkten bewertet. 
 
(2) Am Ende jedes feuerwehrtechnischen Wachpraktikums ist die Nachwuchskraft von der jeweiligen 
Praxisanleiterin oder dem jeweiligen Praxisanleiter zu beurteilen. Die Beurteilung ist in einer Gesamt-
punktzahl nach § 8 Absatz 1 zusammenzufassen. Ein feuerwehrtechnisches Wachpraktikum ist er-
folgreich absolviert, wenn die Gesamtpunktzahl mindestens fünf Punkte beträgt. 

 
§ 11 

Befreiung, Wiederholung von Ausbildungsabschnitten 
 
(1) Weist eine Nachwuchskraft eine bereits erfolgreich abgeschlossene Rettungssanitäterausbildung 
nach, so entfällt dieser Ausbildungsabschnitt. Für die Dauer dieser Ausbildung leistet die Nachwuchs-
kraft Dienst in einer Feuerwache. 
 
(2) Jeder Ausbildungsabschnitt, der nicht erfolgreich absolviert worden ist, darf einmal wiederholt 
werden. Die Ausbildungsleitung entscheidet, inwieweit bestimmte Teile der Ausbildung nochmals zu 
durchlaufen sind. Bei dem fahrtechnischen Ausbildungsabschnitt kann die Ausbildungsleitung weitere 
Wiederholungen zulassen, wenn der Erwerb der Fahrerlaubnis mit hinreichender Wahrscheinlichkeit 
zu erwarten ist. 
 

§ 12 
Laufbahnprüfung 

 
(1) Mit der Laufbahnprüfung weist der Prüfling nach, dass er über die fachlichen und berufsprakti-
schen Kenntnisse und Fertigkeiten verfügt, die für eine erfolgreiche Wahrnehmung der Aufgaben des 
mittleren feuerwehrtechnischen Dienstes erforderlich sind. Mit dem Bestehen der Laufbahnprüfung 
wird die Befähigung für die Laufbahn des mittleren feuerwehrtechnischen Dienstes erworben. 
 
(2) Zur Laufbahnprüfung ist zugelassen, wer 
1. alle Ausbildungsabschnitte erfolgreich absolviert hat, 
2. den Nachweis der Fahrerlaubnis gemäß § 7 Absatz 3 erbracht hat sowie die Berechtigung 

zum Führen der Feuerwehrfahrzeuge mit Sonderrechten besitzt und 
3. über ein den Anforderungen des feuerwehrtechnischen Dienstes genügendes körperliches 

Leistungsvermögen verfügt. 
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Sofern die Nachwuchskraft nur auf Grund von Altersgrenzen die Voraussetzungen nach Satz 1 
Nummer 2 nicht erfüllen kann, entscheidet der Prüfungsausschuss über eine Ausnahme. 
 
(3) Die Laufbahnprüfung besteht aus einem schriftlichen, einem praktischen und einem mündlichen 
Teil. Der schriftliche und der mündliche Prüfungsteil können sich über alle Ausbildungsinhalte erstre-
cken. In der praktischen Prüfung hat der Prüfling Aufgaben in Form einer Einsatzübung zu lösen. Der 
schriftliche, der praktische und der mündliche Teil der Laufbahnprüfung müssen nicht zeitlich zusam-
menhängen. Sofern Teile der Laufbahnprüfung vor dem Abschluss der gesamten Ausbildung abge-
legt werden, finden die Nummern 1 und 2 des Absatzes 2 Satz 1 mit der Maßgabe Anwendung, dass 
alle bis zu diesem Zeitpunkt durchgeführten Ausbildungsabschnitte erfolgreich abgeschlossen sein 
müssen. 
 
(4) Die in § 18 Absatz 2 Nummer 1 genannten Personen oder stellvertretend eine jeweils von ihnen 
benannte Person können an den mündlichen sowie an den praktischen Prüfungen teilnehmen und bei 
der Beratung über die Noten gehört werden; die in § 18 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe a genannten 
Dienstkräfte sind als Zuhörerinnen oder Zuhörer teilnahmeberechtigt. Über eine Teilnahme von ande-
ren Personen als Zuhörerinnen oder Zuhörer entscheidet der Prüfungsausschuss. 
 
 

Kapitel 3 
Vorbereitungsdienst gemäß § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 der Feuerwehr-Laufbahnverordnung 

(Schwerpunkt Feuerwehrtechnik mit handwerklich-technischer 
Grundqualifizierung als erster Stufe) 

 
§ 13 

Gestaltung der Ausbildung mit handwerklich-technischer Grundqualifizierung 
 

(1) Der Vorbereitungsdienst gemäß § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 der Feuerwehr-
Laufbahnverordnung gliedert sich in die handwerklich-technische Grundqualifizierung (HTG) als ers-
ter Stufe und in den Vorbereitungsdienst gemäß § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 der Feuerwehr-
Laufbahnverordnung als zweiter Stufe. 
 
(2) Ziel der handwerklich-technischen Grundqualifizierung ist es, den Nachwuchskräften Grundkennt-
nisse insbesondere in verschiedenen handwerklich-technischen Bereichen zu vermitteln, die für die 
Aufgabenerfüllung im mittleren feuerwehrtechnischen Dienst förderlich sind. Sie dauert regelmäßig 
eineinhalb Jahre. Die Ausbildung und Prüfung während der handwerklich-technischen Grundqualifi-
zierung ist in der Anlage geregelt. Die handwerklich-technische Grundqualifizierung muss zur Fortset-
zung des Vorbereitungsdienstes bestanden werden, die Abschlussnote fließt jedoch nicht in die Ab-
schlussnote der Laufbahnprüfung ein. 
 
(3) Für die zweite Stufe, die mit der Laufbahnprüfung abgeschlossen wird, finden die Regelungen für 
den Vorbereitungsdienst gemäß § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 der Feuerwehr-Laufbahnverordnung 
Anwendung. Mit dem Bestehen der Laufbahnprüfung wird die Befähigung für die Laufbahn des mittle-
ren feuerwehrtechnischen Dienstes erworben. 
 
 

Kapitel 4 
Vorbereitungsdienst gemäß § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 der Feuerwehr-Laufbahnverordnung 

(Schwerpunkt Notfallrettung) 
 

§ 14 
Gestaltung der Ausbildung mit Schwerpunkt Notfallrettung 

 
(1) Der Vorbereitungsdienst gemäß § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 der Feuerwehr-
Laufbahnverordnung umfasst die dreijährige Ausbildung zur Notfallsanitäterin oder zum Notfallsanitä-
ter und eine feuerwehrtechnische Laufbahnausbildung mit einer Dauer von bis zu einem Jahr. 
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(2) Die Ausbildung und Prüfung oder die weitere Ausbildung und Ergänzungsprüfung der Rettungsas-
sistentinnen und Rettungsassistenten für den Beruf der Notfallsanitäterin oder des Notfallsanitäters 
richten sich nach der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für Notfallsanitäterinnen und Notfallsani-
täter. Bei der staatlichen Prüfung und der staatlichen Ergänzungsprüfung nach § 4 der Ausbildungs- 
und Prüfungsverordnung für Notfallsanitäterinnen und Notfallsanitäter finden die Beteiligungsrechte 
nach § 12 Absatz 4 entsprechende Anwendung. 
 
(3) Der Ausbildungsrahmenplan für die feuerwehrtechnische Laufbahnausbildung beinhaltet die feu-
erwehrtechnische Grundausbildung ohne den Bereich Rettungsdienst und kann weitere Fahr- und 
Ergänzungsausbildungen sowie gegebenenfalls Praktika vorsehen. Die §§ 8 bis 11 finden entspre-
chende Anwendung. 
 

§ 15 
Laufbahnprüfung im Vorbereitungsdienst mit Schwerpunkt Notfallrettung 

 
(1) Die Regelungen für die Laufbahnprüfung nach § 12 finden nach Maßgabe der Absätze 2 und 3 
Anwendung. Mit dem Bestehen der Laufbahnprüfung wird die Befähigung für die Laufbahn des mittle-
ren feuerwehrtechnischen Dienstes erworben. 
 
(2) Zur Laufbahnprüfung ist zugelassen, wer 

1. die Prüfung oder Ergänzungsprüfung zur Notfallsanitäterin oder zum Notfallsanitäter 
erfolgreich abgeschlossen hat, 

2. alle weiteren Ausbildungsabschnitte nach Maßgabe des Ausbildungsrahmenplans er-
folgreich absolviert hat und 

3. über ein den Anforderungen des feuerwehrtechnischen Dienstes genügendes körperli-
ches Leistungsvermögen verfügt. 

 
(3) Die Laufbahnprüfung besteht aus einem schriftlichen, einem praktischen und einem mündlichen 
Teil, die sich über alle Ausbildungsinhalte der feuerwehrtechnischen Laufbahnausbildung erstrecken 
können. Die Zusammensetzung der Abschlussnote richtet sich nach § 25 Absatz 3. 

 
 

Teil 2 
 

Regelungen zur Laufbahnprüfung 
 

Kapitel 1 
Prüfungsausschüsse und prüfende Dienstkräfte 

 
§ 16 

Zusammensetzung der Prüfungsausschüsse 
 
(1) Zur Abnahme der Laufbahnprüfung werden bei der Dienstbehörde Prüfungsausschüsse in der er-
forderlichen Zahl gebildet. Sie führen die Bezeichnung „Prüfungsausschuss für den mittleren feuer-
wehrtechnischen Dienst“. Die vorsitzenden Mitglieder, die weiteren Mitglieder und die stellvertreten-
den Mitglieder der Prüfungsausschüsse werden von der Leiterin oder dem Leiter der Dienstbehörde 
für die Prüfung berufen; die Wiederberufung ist zulässig. 
 
(2) Jeder Prüfungsausschuss besteht aus 
 

1. einer Dienstkraft des höheren feuerwehrtechnischen Dienstes als vorsitzendem Mitglied, 
2. einer Dienstkraft des gehobenen oder höheren feuerwehrtechnischen Dienstes, 
3. einer Dienstkraft mit Führungsausbildung des mittleren, gehobenen oder höheren feuerwehr-

technischen Dienstes. 
 
Bei Verhinderung eines Mitglieds tritt ein stellvertretendes Mitglied an dessen Stelle. 
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(3) Die Prüfungsausschüsse und ihre Mitglieder sind bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben unabhän-
gig und an Weisungen nicht gebunden. Das Gleiche gilt für die prüfenden Dienstkräfte, soweit sie 
nach Maßgabe dieser Verordnung an der Bewertung von Prüfungsleistungen beteiligt sind. 
 

§ 17 
Aufgaben der Prüfungsausschüsse, Zuordnung der Prüflinge 

 
(1) Die Prüfungsausschüsse haben die sich aus dieser Verordnung ergebenden Aufgaben wahrzu-
nehmen, insbesondere 
 

1. die Prüfungen vorzubereiten, abzunehmen und zu überwachen, 
2.  die schriftlichen Prüfungsaufgaben auszuwählen und die Hilfsmittel festzulegen, 
3. die Zeitpunkte der Prüfungsteile festzusetzen, 
4. die Prüflinge zu der Prüfung zu laden, 
5. die Prüfungsnoten sowie die Abschlussnote der Prüfung festzustellen, 
6. über ordnungswidriges Verhalten und die Wiederholung von Prüfungen zu entscheiden, 
7. den Prüfungsstichtag für das Ende der Laufbahnprüfung festzusetzen und 
8. über die ausnahmsweise Zulassung zur Laufbahnprüfung gemäß § 12 Absatz 2 Satz 2 zu ent-

scheiden. 
 
(2) Die Prüfungsausschüsse entscheiden mit Stimmenmehrheit. 
 
(3) Die Prüfungsausschüsse können Aufgaben an das vorsitzende Mitglied übertragen. 
 
(4) Die Zuordnung der Prüflinge zu den Prüfungsausschüssen obliegt der Ausbildungsleitung. 
 

§ 18 
Sitzungen der Prüfungsausschüsse 

 
(1) Die Sitzungen der Prüfungsausschüsse sind nicht öffentlich. 
 
(2) Zur Teilnahme an den Sitzungen sind, sofern nicht über die schriftlichen Prüfungsaufgaben und 
die zugelassenen Hilfsmittel beraten wird, berechtigt: 
 
1. mit beratender Stimme 

a) die Ausbildungsleiterin oder der Ausbildungsleiter, 
b) ein Mitglied des Personalrates der Berliner Feuerwehr, 
c) ein Mitglied der Frauenvertretung der Berliner Feuerwehr, 
d) ein Mitglied der Jugend- und Auszubildendenvertretung, sofern Dienstkräfte geprüft werden, 

die bei Prüfungsbeginn das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
e) ein Mitglied der Schwerbehindertenvertretung der Berliner Feuerwehr, sofern Schwerbehinder-

te oder Gleichgestellte geprüft werden, 
 
2. als Zuhörerinnen oder Zuhörer 

a) Vertreterinnen oder Vertreter der obersten Dienstbehörde und der Dienstbehörde, 
b) andere Personen mit Zustimmung des jeweiligen Prüfungsausschusses. 

 
§ 19 

Prüfende Dienstkräfte 
 
(1) Die prüfenden Dienstkräfte unterstützen die Prüfungsausschüsse bei der Prüfungsabnahme. 
 
(2) Das vorsitzende Mitglied eines Prüfungsausschusses bestimmt auf Vorschlag der bei der Dienst-
behörde bestehenden Ausbildungseinrichtungen die prüfenden Dienstkräfte für die einzelnen Prü-
fungsgebiete aus dem Kreis der zuständigen Fachlehrkräfte. Die prüfenden Dienstkräfte sollen die 
Prüflinge möglichst unterrichtet haben. 
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Kapitel 2 

Rechte und Pflichten der Prüflinge 
 

§ 20 
Erkrankung, Versäumnis 

 
(1) Wer durch Krankheit oder durch nicht in seiner Person liegende Umstände an der Ablegung der 
Prüfung oder von Teilen der Prüfung gehindert ist, hat dies nachzuweisen. Eine Erkrankung ist im 
Falle stationärer Behandlung durch eine Bescheinigung der Krankenanstalt, in anderen Fällen durch 
eine Bescheinigung einer beamteten Ärztin oder eines beamteten Arztes nachzuweisen. Ein privat-
ärztliches Zeugnis kann anerkannt werden. 
 
(2) Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes kann mit Genehmigung des vorsitzenden Mitglieds des 
Prüfungsausschusses der Rücktritt von der Prüfung erklärt werden. 
 
(3) Bei Verhinderung oder Rücktritt nach den Absätzen 1 und 2 gilt die Prüfung oder der betreffende 
Teil der Prüfung als nicht begonnen. Das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses bestimmt, 
zu welchem Zeitpunkt die Prüfung oder der Prüfungsteil nachzuholen ist. 
 
(4) Wird der Beginn einer Prüfungsarbeit versäumt, so entscheidet die jeweilige Aufsicht, ob sie noch 
begonnen werden darf. Die versäumte Zeit geht regelmäßig zu Lasten des Prüflings; in begründeten 
Ausnahmefällen darf die Bearbeitungsdauer um den Zeitverlust verlängert werden. Versäumt ein 
Prüfling den Beginn der mündlichen Prüfung, entscheidet der Prüfungsausschuss, ob er noch in die 
Prüfung eintreten darf. Der Vorgang ist in einer Niederschrift festzuhalten. 
 
(5) Versäumt ein Prüfling die Prüfung ganz oder teilweise ohne ausreichende Entschuldigung oder 
tritt er ohne Genehmigung zurück, so gilt die Prüfung als nicht bestanden. 
 

§ 21 
Hilfsmittel und Erleichterungen 

 
(1) Es dürfen nur die vom Prüfungsausschuss zugelassenen Hilfsmittel verwendet werden. Die Be-
nutzung nicht zugelassener Hilfsmittel gilt als Täuschungshandlung.  
 
(2) Auf Antrag kann einem Prüfling, der wegen einer vorübergehenden körperlichen Behinderung den 
anderen Prüflingen gegenüber wesentlich im Nachteil ist, durch den Prüfungsausschuss eine ange-
messene Erleichterung bewilligt werden. In Zweifelsfällen ist ein Zeugnis einer beamteten Ärztin oder 
eines beamteten Arztes einzuholen. 
 

§ 22 
Ordnungswidriger Verlauf 

 
(1) Wenn der Verdacht auf eine Täuschungshandlung besteht, ist die Prüfung für den Prüfling zu un-
terbrechen. Er ist sofort zu hören. Erforderlichenfalls sind weitere Ermittlungen anzustellen. 
 
(2) Ergibt sich, dass keine Täuschungshandlung vorliegt, wird die Prüfung fortgesetzt, wobei bei den 
Prüfungsarbeiten die Bearbeitungsdauer um den Zeitverlust, der durch die Ermittlungen bewirkt wur-
de, verlängert wird. Die Entscheidung trifft bei der schriftlichen Prüfungsarbeit die aufsichtführende 
Dienstkraft, die sich erforderlichenfalls zum Zwecke der Ermittlungen ablösen lassen kann, bei der 
mündlichen und praktischen Prüfung der Prüfungsausschuss. Der Vorgang ist im ersten Fall in einer 
Niederschrift festzuhalten; die Niederschrift ist unverzüglich dem Prüfungsausschuss zuzuleiten. 
 
(3) Wird die Prüfung aufgrund des Ergebnisses der Ermittlungen nicht fortgesetzt, so entscheidet das 
vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses, ob eine Täuschungshandlung vorliegt und ob es sich 
dabei um einen leichten oder einen schweren Fall handelt. Wird kein Verstoß festgestellt, so ist bei 
der schriftlichen Prüfung eine neue Arbeit anzufertigen; bei der mündlichen und praktischen Prüfung 



 
 

 

Seite 12 von 45 
 

wird der entsprechende Prüfungsteil wiederholt. Handelt es sich um einen leichten Fall, so gilt der 
entsprechende Prüfungsteil als mit null Punkten bewertet. Bei einem schweren Fall schließt das vor-
sitzende Mitglied des Prüfungsausschusses den Prüfling von der Prüfung aus. Die Prüfung gilt als 
nicht bestanden. Als schwere Fälle sind insbesondere solche anzusehen, bei denen die Täuschungs-
handlung vorbereitet worden ist oder besondere Intensität oder größeren Umfang aufweist. 
 
4) Wird die Täuschungshandlung erst bei der Bewertung der Prüfungsarbeit entdeckt, gelten der Ab-
satz 1 Satz 2 und 3 und der Absatz 3 entsprechend mit der Maßgabe, dass auf die Anfertigung einer 
neuen Arbeit verzichtet wird, wenn kein Verstoß vorliegt. 
 
(5) Wird eine schwere Täuschungshandlung erst nach Beendigung der Prüfung entdeckt, so kann der 
Prüfungsausschuss die Prüfung für ungültig erklären. Die Ungültigkeit muss innerhalb von drei Mona-
ten nach Entdecken der Täuschungshandlung erklärt werden. Die Entscheidung ist zuzustellen. Das 
bereits ausgehändigte Prüfungszeugnis ist von der Dienstbehörde einzuziehen. Die Prüfung gilt als 
nicht bestanden. 
 
(6) Behindert ein Prüfling durch sein Verhalten die Prüfung so schwerwiegend, dass es nicht möglich 
ist, seine Prüfung oder die anderer Prüflinge ordnungsgemäß durchzuführen, so wird er von der wei-
teren Prüfung ausgeschlossen. Die Entscheidung trifft das vorsitzende Mitglied des Prüfungsaus-
schusses. Die Prüfung gilt in diesem Teil als mit null Punkten bewertet.  
 
(7) Vor Beginn der ersten Prüfungsarbeit sind die Prüflinge auf die §§ 20 bis 22 hinzuweisen. Ein ent-
sprechender Vermerk wird in die Niederschrift über die erste Prüfungsarbeit aufgenommen. 
 
 

Kapitel 3 
Durchführung der Laufbahnprüfung 

 
§ 23 

Durchführung der schriftlichen Laufbahnprüfung 
 
(1) Die Bearbeitungsdauer der Prüfungsarbeit beträgt drei Zeitstunden. Die Lehrkräfte der bei der 
Dienstbehörde bestehenden Ausbildungseinrichtungen sind verpflichtet, nach Aufforderung durch den 
Prüfungsausschuss für ihr Fachgebiet geeignete Prüfungsaufgaben einschließlich der Lösungsskiz-
zen vorzuschlagen. 
 
(2) Der Prüfungsausschuss kann Inhalt und Umfang der Aufgaben ändern, Aufgabenvorschläge zu-
rückweisen und neue anfordern. 
 
(3) Die Prüfungsarbeit wird unter der Aufsicht einer Lehrkraft oder einer Dienstkraft der Dienstbehör-
de, die regelmäßig der Laufbahn des gehobenen Dienstes angehören muss, angefertigt. 
 
(4) Die Prüfungsarbeit wird nach näherer Bestimmung durch den Prüfungsausschuss von einer Lehr-
kraft der bei der Dienstbehörde bestehenden Ausbildungseinrichtungen (Erstzensierende) und da-
nach von einem Mitglied des Prüfungsausschusses oder einer Lehrkraft der bei der Dienstbehörde 
bestehenden Ausbildungseinrichtungen oder einer anderen sachkundigen Person (Zweitzensierende) 
bewertet. Für die Bewertung der Prüfungsleistungen gilt § 8 Absatz 1. Weichen die Bewertungen 
voneinander ab und können sich die beiden Zensierenden nicht einigen, so entscheidet das vorsit-
zende Mitglied des Prüfungsausschusses im Rahmen der Noten der beiden Zensierenden. 
 
(5) Die schriftliche Prüfungsarbeit kann ganz oder teilweise in der besonderen Prüfungsart des Ant-
wort-Wahl-Verfahrens (Multiple-Choice) durchgeführt werden. Sofern die Prüfungsarbeit ganz als 
Antwort-Wahl-Verfahren durchgeführt wird, wird sie nach näherer Bestimmung durch den Prüfungs-
ausschuss von einer Lehrkraft der bei der Dienstbehörde bestehenden Ausbildungseinrichtungen 
oder einer anderen sachkundigen Person bewertet; der oder die Zweitzensierende entfällt bei voll-
ständiger Durchführung als Antwort-Wahl-Verfahren. Für die Bewertung der Prüfungsleistungen gilt 
§ 8 Absatz 1. 
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(6) Die Note der schriftlichen Prüfungsarbeit ist jedem Prüfling unverzüglich bekannt zu geben. 
 

§ 24 
Durchführung der praktischen und der mündlichen Laufbahnprüfung 

 
(1) In der praktischen Prüfung hat der Prüfling bestimmte Aufgaben insbesondere aus den Lehrfä-
chern Brandbekämpfung und Technische Hilfeleistung / Umweltschutz in Form von Einsatzübungen 
zu lösen. Die Aufgaben sind als Einzel- oder Gruppenübung so anzulegen, dass eine Bewertung der 
Leistungen des einzelnen Prüflings möglich ist. Bei der Abnahme der Prüfung können den Prüflingen 
ergänzende Fragen grundsätzlich nach Beendigung der einzelnen Übung gestellt werden. Die Zahl 
und Art der Übungen bestimmt der Prüfungsausschuss auf Vorschlag der prüfenden Dienstkräfte. 
 
(2) Die mündliche Prüfung soll das während des Vorbereitungsdienstes gewonnene Leistungsbild ab-
runden und wird über alle Ausbildungsinhalte der feuerwehrtechnischen Laufbahnausbildung durch-
geführt. Die Prüfungszeit soll für jeden Prüfling insgesamt regelmäßig 20 Minuten betragen. 
 
(3) Das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses leitet die praktische und die mündliche Prü-
fung und bestimmt ihren Ablauf. Die Mitglieder des Prüfungsausschusses können jederzeit in die Be-
fragung eingreifen. 
 
(4) Die Leistungen des Prüflings sind nach § 8 Absatz 1 zu bewerten. Über die Bewertung entschei-
det der Prüfungsausschuss auf Vorschlag der jeweils prüfenden Dienstkraft mit Stimmenmehrheit. 
Kommt eine Bewertung mit Stimmenmehrheit nicht zustande, gibt die Stimme des vorsitzenden Mit-
glieds den Ausschlag. 
 

§ 25 
Ergebnis der Laufbahnprüfung 

 
(1) Nach Durchführung aller Prüfungsteile stellt der Prüfungsausschuss unverzüglich die Abschluss-
note der Laufbahnprüfung fest. 
 
(2) Die Abschlussnote setzt sich bei Ableistung des Vorbereitungsdienstes gemäß § 5 Absatz 1 Satz 
1 Nummern 1 und 2 der Feuerwehr-Laufbahnverordnung (Schwerpunkt Feuerwehrtechnik mit und 
ohne handwerklich-technischer Grundqualifizierung als erster Stufe) zusammen aus der Ausbil-
dungsgesamtnote gemäß Absatz 4, der Prüfungsnote der schriftlichen Prüfung, der Prüfungsnote der 
mündlichen Prüfung und der Prüfungsnote der praktischen Prüfung. In die Abschlussnote gehen ein 
 
1. die Ausbildungsgesamtnote    zu 40 Prozent, 
2. die Prüfungsnote der schriftlichen Prüfung  zu 20 Prozent, 
3. die Prüfungsnote der mündlichen Prüfung  zu 10 Prozent, 
4. die Prüfungsnote der praktischen Prüfung  zu 30 Prozent. 
 
(3) Die Abschlussnote setzt sich bei Ableistung des Vorbereitungsdienstes gemäß § 5 Absatz 1 Satz 
1 Nummer 3 der Feuerwehr-Laufbahnverordnung (Schwerpunkt Notfallrettung) zusammen aus der 
Abschlussnote der Notfallsanitäterausbildung, der Ausbildungsgesamtnote gemäß Absatz 4, der Prü-
fungsnote der schriftlichen Prüfung, der Prüfungsnote der mündlichen Prüfung und der Prüfungsnote 
der praktischen Prüfung. In die Abschlussnote gehen ein 
 
1. die Abschlussnote der Notfallsanitäterausbildung zu 60 Prozent, 
2. die Ausbildungsgesamtnote    zu 10 Prozent, 
3. die Prüfungsnote der schriftlichen Prüfung  zu 10 Prozent, 
4. die Prüfungsnote der mündlichen Prüfung  zu 5 Prozent, 
5. die Prüfungsnote der praktischen Prüfung  zu 15 Prozent. 
 
Wurde eine staatliche Prüfung zur Notfallsanitäterin oder zum Notfallsanitäter gemäß § 9 der Ausbil-
dungs- und Prüfungsverordnung für Notfallsanitäterinnen und Notfallsanitäter vor dem Beginn des 
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Vorbereitungsdienstes bestanden oder wird eine staatliche Ergänzungsprüfung zur Notfallsanitäterin 
oder zum Notfallsanitäter gemäß § 10 der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für Notfallsanitäte-
rinnen und Notfallsanitäter während des Vorbereitungsdienstes bestanden, setzt sich die Abschluss-
note der Laufbahnprüfung nach Maßgabe des Absatzes 2 zusammen. 
 
(4) Die Ausbildungsgesamtnote setzt sich aus den in der feuerwehrtechnischen Grundausbildung und 
den anderen bewerteten Ausbildungsabschnitten erreichten Punktzahlen zusammen. Die zu bewer-
tenden Ausbildungsabschnitte und die Anteile, mit denen die in den Ausbildungsabschnitten erreich-
ten Punktzahlen in die Ausbildungsgesamtnote einfließen, werden unter Berücksichtigung des zeitli-
chen Umfanges und der Bedeutung des jeweiligen Ausbildungsabschnitts im Ausbildungsrahmenplan 
festgelegt. Die Ausbildungsgesamtnote und die Punktzahl der Abschlussnote werden auf zwei Dezi-
malstellen gerundet errechnet. 
 
(5) Die Laufbahnprüfung ist bei einer Punktzahl von 
 
14,00 bis 15 Punkten  mit „sehr gut“ bestanden, 
11,00 bis 13,99 Punkten mit „gut“ bestanden, 
8,00 bis 10,99 Punkten mit „befriedigend“ bestanden, 
5,00 bis 7,99 Punkten  bestanden. 
 
(6) Die Laufbahnprüfung ist nicht bestanden, wenn 
1. die schriftliche Prüfungsarbeit mit weniger als fünf Punkten bewertet worden ist, 
2. die praktische oder die mündliche Prüfung mit weniger als fünf Punkten bewertet worden ist oder 
3. die Punktzahl der Abschlussnote weniger als fünf Punkte beträgt. 
 
(7) Das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses gibt das Ergebnis der Prüfung jedem Prüfling 
unverzüglich bekannt. 
 

§ 26 
Dokumentation der Laufbahnprüfung, Prüfungszeugnis 

 
(1) Über Gegenstand, Ablauf und Ergebnis der praktischen und der mündlichen Laufbahnprüfung ist 
je eine Niederschrift zu fertigen und von dem vorsitzenden Mitglied des Prüfungsausschusses zu un-
terzeichnen. 
 
(2) Die Niederschriften sind mit der Prüfungsarbeit zu einer Prüfungsakte zusammenzufassen. Nach 
Bekanntgabe der Prüfungsergebnisse hat der Prüfling ein Recht auf Einsicht in seine Prüfungsarbeit. 
 
(3) Bei bestandener Laufbahnprüfung erhält der Prüfling ein Prüfungszeugnis, bei nicht bestandener 
Prüfung einen schriftlichen oder elektronischen Bescheid. Eine Ausfertigung ist jeweils zur Personal-
akte zu nehmen. 
 

§ 27 
Wiederholen der Laufbahnprüfung 

 
(1) Ist die Laufbahnprüfung nicht bestanden, darf sie einmal wiederholt werden. Der Prüfungsaus-
schuss entscheidet im Einvernehmen mit der Ausbildungsleitung, inwieweit der Prüfling bestimmte 
Teile der Ausbildung nochmals zu durchlaufen hat. Es sind lediglich nicht bestandene Teile der Lauf-
bahnprüfung zu wiederholen. 
 
(2) Gilt eine Laufbahnprüfung aus den in § 20 Absatz 5 oder § 22 Absätze 3 bis 6 genannten Gründen 
als nicht bestanden, so entscheidet die Dienstbehörde nach Anhörung des Prüfungsausschusses, 
welche Teile der Prüfung zu wiederholen sind. 
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Teil 3 
 

Übergangs- und Schlussvorschriften 
 

§ 28 
Übergangsbestimmungen 

 
Der Vorbereitungsdienst für die vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung in das Beamtenverhältnis auf 
Widerruf eingestellten Beamtinnen und Beamten soll auf eineinhalb Jahre verkürzt werden, sofern 
dies organisatorisch und inhaltlich möglich ist. Der Ausbildungsrahmenplan wird an die Regelungen 
dieser Verordnung angepasst. Bereits absolvierte Ausbildungsteile und Prüfungen bleiben anerkannt. 
 

§ 29 
Ausführungsvorschriften 

 
Die zur Ausführung dieser Verordnung erforderlichen Verwaltungsvorschriften erlässt die Laufbahn-
ordnungsbehörde. 

 
§ 30 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in 
Kraft. Gleichzeitig treten die Verordnung über die Ausbildung und die Prüfung für den mittleren feuer-
wehrtechnischen Dienst (APOmDFw) vom 5. Juni 2009 (GVBl. S. 283) und Artikel I der Ersten Ver-
ordnung zur Änderung der Verordnung über die Ausbildung und die Prüfung für den mittleren feuer-
wehrtechnischen Dienst vom 1. Juli 2010 (GVBl. S. 402) außer Kraft. 
 
 
 
Anlage zu § 13 Absatz 2 Satz 3 
 

Ausbildung und Prüfung in der ersten Stufe der Stufenausbildung 
für den mittleren feuerwehrtechnischen Dienst – 

handwerklich-technische Grundqualifizierung (HTG) 
gemäß § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 der Feuerwehr-Laufbahnverordnung 

 
 
1. Ziel 
 
Die handwerklich-technische Grundqualifizierung (HTG) stellt die erste Stufe der Ausbildung zur 
Brandmeisterin und zum Brandmeister dar. Ziel der handwerklich-technischen Grundqualifizierung ist 
es, den Nachwuchskräften der Berliner Feuerwehr Grundkenntnisse insbesondere in verschiedenen 
handwerklich-technischen Bereichen zu vermitteln, die für die Aufgabenerfüllung im mittleren feuer-
wehrtechnischen Dienst förderlich sind. 
 
 
2. Inhalt und Durchführung 
 
(1) Die handwerklich-technische Grundqualifizierung umfasst insbesondere Ausbildungsabschnitte in 
den Berufsfeldern Zimmerei, Konstruktionsmechanik, Beton- und Stahlbetonbau, Elektrotechnik und 
Anlagenmechanik in Theorie und Praxis. Allgemeinbildende Qualifizierungsinhalte werden insbeson-
dere in den Bereichen Berufliche Kommunikation in Deutsch und Englisch, Wirtschaft und Gesell-
schaft, Mathematik und Sport vermittelt. Näheres wird in einem Ausbildungsplan geregelt, der sich an 
den Ausbildungsordnungen der einzelnen Berufsfelder orientiert. In dem Ausbildungsplan werden die 
abzulegenden Prüfungen festgelegt. Der Ausbildungsplan wird von der Knobelsdorff-Schule im Ein-
vernehmen mit der Berliner Feuerwehr aufgestellt. Kann kein Einvernehmen hergestellt werden, ent-
scheidet die für den feuerwehrtechnischen Dienst zuständige Laufbahnordnungsbehörde. 
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(2) Die handwerklich-technische Grundqualifizierung wird von der Knobelsdorff-Schule und der Berli-
ner Feuerwehr durchgeführt. Sie findet an den von der Knobelsdorff-Schule und der Berliner Feuer-
wehr festzulegenden Lernorten statt. 
 
(3) Die Berliner Feuerwehr ist Dienstbehörde der Brandmeister-Anwärterinnen und Brandmeister-
Anwärter und für alle beamtenrechtlichen Maßnahmen zuständig wie Ernennung, Festsetzung und 
Zahlung der Anwärterbezüge, Verlängerung und Beendigung des Vorbereitungsdienstes und Entlas-
sung aus dem Beamtenverhältnis auf Widerruf. 
 
 
3. Besondere Pflichten der Nachwuchskräfte 
 
Die Nachwuchskraft hat 
 a) aktiv an der handwerklich-technischen Grundqualifizierung mitzuwirken, um die Ausbil-

dungsziele zu erreichen, 
 b) an allen Ausbildungsmaßnahmen regelmäßig teilzunehmen, 
 c) die für die Ausbildungsstätten geltenden Ordnungen zu beachten, 
 d) Werkzeuge, Maschinen und sonstige Einrichtungen pfleglich zu behandeln und sie nur zu 

den übertragenen Arbeiten zu verwenden, 
 e) aktiv im Rahmen der handwerklich-technischen Grundqualifizierung mit allen Personen, 

insbesondere den Lehrpersonen, zusammenzuarbeiten, den notwendigen Anleitungen und 
Weisungen zu folgen und die Arbeitsschutz- und Unfallverhütungsvorschriften sowie Rege-
lungen, die die Ordnung der Knobelsdorff-Schule und deren Werkstätten und Baustellen 
betreffen, zu beachten, 

 f) an Maßnahmen zur Ermittlung des Qualifizierungsstandes teilzunehmen, sofern solche 
vorgesehen sind, wozu auch nach Maßgabe der Knobelsdorff-Schule die Verpflichtung zum 
Führen eines Qualifizierungsnachweis-Ordners gehören kann, 

 g) in regelmäßigen Zeitabständen ihre sportliche Leistungsfähigkeit, auch mittels von der Ber-
liner Feuerwehr zu bestimmender Testverfahren (Fitness-Tests), nachzuweisen, 

 h) bei Fernbleiben von der handwerklich-technischen Grundqualifizierung der Knobelsdorff-
Schule unter Angabe von Gründen und der voraussichtlichen Dauer unverzüglich Nachricht 
zu geben. Dauert die Arbeitsunfähigkeit länger als drei Kalendertage, hat die Nachwuchs-
kraft eine ärztliche Bescheinigung spätestens an dem darauf folgenden Arbeitstag vorzule-
gen. Die Berliner Feuerwehr und die Knobelsdorff-Schule sind im Einzelfall berechtigt, die 
Vorlage der ärztlichen Bescheinigung früher oder bereits ab dem ersten Kalendertag der 
Erkrankung zu verlangen. 

 
 
4. Bekleidung und Sachmittel 
 
(1) Die erforderliche Schutz- und Berufsbekleidung wird von der Berliner Feuerwehr oder in deren 
Auftrag bereitgestellt. Die Schutz- und Berufsbekleidung ist durch die Nachwuchskraft in ordnungs-
gemäßem Zustand zu halten und selbst zu reinigen. Bei Beendigung der handwerklich-technischen 
Grundqualifizierung ist die überlassene Schutz- und Berufsbekleidung unverzüglich an die ausgeben-
de Stelle (Berliner Feuerwehr oder Knobelsdorff-Schule) zurückzugeben. 
 
(2) Qualifizierungsbedingte Aufwendungen für Sachmittel, wie zum Beispiel Lehrbücher, Werkzeug, 
Material, trägt die Berliner Feuerwehr. 
 
 
5. Prüfung 
 
(1) Die Nachwuchskräfte sind verpflichtet, an sämtlichen im Ausbildungsplan vorgesehenen Prüfun-
gen teilzunehmen. 
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(2) In den unterrichteten Gewerken werden Modulprüfungen kompetenzorientiert und in der Regel 
ganztägig durchgeführt. Die Modulprüfungen bestehen aus einem planerischen Teil (Theorie) und ei-
nem konstruktiven Teil (Praxis). Es wird der einheitliche Bewertungsschlüssel für Bildungsgänge an 
Berufsfachschulen im Land Berlin in der jeweils aktuell geltenden Fassung angewendet und das er-
reichte Ergebnis in ganzen Noten von 1 bis 6 ausgewiesen. Die einzelnen Modulprüfungen gelten als 
bestanden, wenn mindestens die Note 4 (entsprechend 45 Prozent der erwarteten Leistungen) er-
reicht wird. 
Die in § 18 Absatz 2 Nummer 1 genannten Personen oder stellvertretend eine jeweils von ihnen be-
nannte Person können an den mündlichen sowie an den praktischen Teilen der Modulprüfungen teil-
nehmen und bei der Beratung über die Noten gehört werden; die in § 18 Absatz 2 Nummer 2 Buch-
stabe a genannten Dienstkräfte sind als Zuhörerinnen oder Zuhörer teilnahmeberechtigt. 
 
(3) Der betriebspraktische Teil der handwerklich-technischen Grundqualifizierung (Baustellenprakti-
kum) gilt als bestanden, wenn die Nachwuchskraft regelmäßig teilgenommen hat und ihre Leistungen 
mindestens mit der Note 4 bewertet wurden. Für die Bewertung gilt ebenso der einheitliche Bewer-
tungsschlüssel mit ganzen Noten von 1 bis 6. Berücksichtigt werden die Kriterien Mitarbeit, Fertigkeit 
und Kenntnisse. 
 
(4) Die Nachwuchskraft darf jede für das Bestehen der handwerklich-technischen Grundqualifizierung 
relevante Prüfung und das Baustellenpraktikum im Falle des Nichtbestehens einmal wiederholen. Die 
Ausbildungsleitungen der Berliner Feuerwehr und der Knobelsdorff-Schule treffen die für die Wieder-
holung notwendigen Entscheidungen im Einvernehmen. Kann kein Einvernehmen hergestellt werden, 
entscheidet die für den feuerwehrtechnischen Dienst zuständige Laufbahnordnungsbehörde. 
 
(5) In den allgemeinbildenden Fächern einschließlich Sport erfolgen regelmäßige Leistungsüberprü-
fungen in geeigneter Form in Abhängigkeit von den jeweils geförderten Kompetenzen. 
 
(6) Die handwerklich-technische Grundqualifizierung ist insgesamt bestanden, wenn alle handwerkli-
chen Modulprüfungen und das Baustellenpraktikum bestanden sind und in den allgemeinbildenden 
Fächern einschließlich Sport insgesamt mindestens die Durchschnittsnote 4 erreicht worden ist. 
 
 
6. Beendigung der handwerklich-technischen Grundqualifizierung 
 
(1) Die Ausbildung während der ersten Stufe des Vorbereitungsdienstes endet regelmäßig mit Ablauf 
der im Ausbildungsplan festgelegten Ausbildungszeit. 
 
(2) Für die Verlängerung der handwerklich-technischen Grundqualifizierung im Einzelfall und die Ent-
lassung vor und nach dem Ablauf der im Ausbildungsplan festgelegten Ausbildungszeit ist die Berli-
ner Feuerwehr als Dienstbehörde nach Maßgabe des § 6 der Verordnung über die Ausbildung und 
die Prüfung für den mittleren feuerwehrtechnischen Dienst zuständig. 
 
 
7. Qualifiziertes Zertifikat 
 
Bei Beendigung der handwerklich-technischen Grundqualifizierung stellt die Knobelsdorff-Schule ein 
qualifiziertes Zertifikat aus, das Angaben über Art, Dauer und Ziel der handwerklich-technischen 
Grundqualifizierung sowie über erworbene Fertigkeiten und Kenntnisse der Nachwuchskraft enthält. 
Auf Verlangen der Nachwuchskraft sind auch Angaben über Führung, Leistung und besondere fachli-
che Fähigkeiten aufzunehmen. 
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A. Begründung: 
 
a) Allgemeines: 
 
Mit der vorliegenden Verordnung über die Ausbildung und die Prüfung für den mittleren feuerwehr-
technischen Dienst (APOmDFw) wird der Vorbereitungsdienst an die neuen Zugangswege zum mitt-
leren feuerwehrtechnischen Dienst angepasst. Insbesondere wird die Gliederung des Vorbereitungs-
dienstes an drei Varianten angepasst: 
- Den traditionellen Vorbereitungsdienst für Nachwuchskräfte mit abgeschlossener Berufsausbildung 
und einer Dauer von eineinhalb Jahren, 
- den Vorbereitungsdienst für Nachwuchskräfte ohne abgeschlossene Berufsausbildung als Stufen-
ausbildung mit einer Dauer von drei Jahren und 
- den Vorbereitungsdienst mit integrierter Ausbildung zur Notfallsanitäterin oder zum Notfallsanitäter 
und einer Dauer von bis zu vier Jahren. 
 
 
b) Einzelbegründungen: 
 
1. Zu § 1 APOmDFw (Geltungsbereich) 
In § 1 wird unverändert der Geltungsbereich definiert. 
 
2. Zu § 2 APOmDFw (Ziel der Ausbildung) 
Die Vorschrift betont die für den feuerwehrtechnischen Dienst unverzichtbare enge Verbindung zwi-
schen theoretischen Kenntnissen und berufspraktischen Fertigkeiten. Außerdem wird die Persönlich-
keitsbildung der Nachwuchskraft im Hinblick auf die für den Feuerwehrberuf maßgeblichen berufs-
ethischen Grundsätze und eine effektive Aufgabenbewältigung als übergreifendes Ziel dargestellt. Im 
Hinblick auf das Rettungsdienstgesetz wurde der Begriff Notfallrettung ergänzt, um eine begriffliche 
Angleichung zu erreichen. 
 
3. Zu § 3 APOmDFw (Ausbildungsleitung) 
Die Ausbildungsleiterin oder der Ausbildungsleiter sowie weitere von der Dienstbehörde bestellte 
Dienstkräfte, die über fachliche Kompetenz und persönliche Eignung verfügen, bilden die Ausbil-
dungsleitung. Die Ausbildungsleitung legt die Zeiträume, in denen die Nachwuchskräfte ihren Erho-
lungsurlaub nehmen, fest. Diese und andere Aufgaben der Ausbildungsleitung können während der 
handwerklich-technischen Grundausbildung an die Knobelsdorff-Schule übertragen werden. 
 
4. Zu § 4 Absatz 1 APOmDFw (Einstellung) 
Sprachliche Anpassungen an das Laufbahngesetz und die Feuerwehr-Laufbahnverordnung. 
 
5. Zu § 5 APOmDFw (Gliederung des Vorbereitungsdienstes) 
In Absatz 1 werden die drei Varianten des Vorbereitungsdienstes dargestellt. 
In Absatz 2 wird geregelt, dass die konkreten Inhalte des feuerwehrtechnischen Teils des Vorberei-
tungsdienstes in einem Ausbildungsrahmenplan aufgeführt werden. Diese Regelung hat sich bereits 
seit Jahren bewährt. Ferner wird die Festlegung der Ausbildungsinhalte während der handwerklich-
technischen Grundqualifizierung, also der ersten Stufe, geregelt. Das beschriebene Verfahren hin-
sichtlich der Abstimmung zwischen der Knobelsdorff-Schule und der Berliner Feuerwehr hat sich 
ebenfalls bereits seit Jahren bewährt. 
Der Vorbereitungsdienst mit integrierter Ausbildung zur Notfallsanitäterin oder zum Notfallsanitäter ist 
gänzlich neu. Die Ausbildung zur Notfallsanitäterin oder zum Notfallsanitäter richtet sich nach der 
bundesweit einheitlichen Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für Notfallsanitäterinnen und Not-
fallsanitäter. Die Inhalte des feuerwehrtechnischen Ausbildungsteils werden in einem Ausbildungs-
rahmenplan festgelegt. Hinsichtlich der Dauer des Vorbereitungsdienstes für Nachwuchskräfte, die 
bereits Notfallsanitäterinnen oder Notfallsanitäter sind oder als Rettungsassistentinnen oder Ret-
tungsassistenten nur die Ergänzungsausbildung und Ergänzungsprüfung absolvieren müssen, wird 
auf die Begründung zu § 14 verwiesen. 
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6. Zu § 6 APOmDFw (Verlängerung und Entlassung) 
Der bisherige § 12 wird als neuer § 6 in das erste Kapitel der APOmDFw verlagert. 
In Absatz 1 wird der maximale Verlängerungszeitraum von einem auf zwei Jahre erhöht. 
Ferner wird ein neuer Verlängerungstatbestand für den Fall geschaffen, dass eine Nachwuchskraft, 
die an der Stufenausbildung teilnimmt, die erste Stufe (handwerklich-technische Grundqualifizierung) 
nicht besteht. 
In Absatz 2 werden zwei Entlassungsgründe ergänzt. Ein neuer Entlassungsgrund wird für den Fall 
geschaffen, dass eine Nachwuchskraft, die an der Stufenausbildung teilnimmt, die erste Stufe (hand-
werklich-technische Grundqualifizierung) endgültig nicht besteht. Der zweite neue Entlassungsgrund 
besteht darin, dass eine Nachwuchskraft, die an dem Vorbereitungsdienst mit integrierter Notfallsani-
täter-Ausbildung teilnimmt und diese nicht besteht, zu entlassen ist. 
 
7. Zu § 7 APOmDFw (Gestaltung der Ausbildung) 
Die Vorschrift bietet einen zusammengefassten Überblick über wesentliche Ausbildungsteile des tra-
ditionellen Vorbereitungsdienstes mit dem Schwerpunkt Feuerwehrtechnik. Sie enthält insoweit Min-
destvorgaben für den Ausbildungsrahmenplan, ohne jedoch zeitlich und inhaltlich zu eng gefasst zu 
sein. Auch für Nachwuchskräfte soll die knappe, verständlich formulierte Aufzählung der wesentlichen 
Ausbildungsziele eine Orientierung darstellen. Die Maßgabe, die interkulturelle Kompetenz der 
Nachwuchskräfte zu erweitern, wird von Absatz 1 in Absatz 5 verlagert. Die Rettungsdienst-
Ausbildung wird zukünftig nicht mehr als Bestandteil der feuerwehrtechnischen Grundausbildung 
durchgeführt, sondern separat als Modulausbildung. Der fahrtechnische Ausbildungsabschnitt (Ab-
satz 3) umfasst nicht den Erwerb der Fahrerlaubnis der Klasse B. Aufgrund von Änderungen bei dem 
Bedarf im Einsatzdienst wird Absatz 5 umformuliert; die ausdrückliche Nennung von einigen Spezial-
ausbildungen wie zum Beispiel der Ausbildung an Hubrettungsfahrzeugen (sogenannten Drehleitern) 
wird zurückgenommen. Fachqualifizierungen, die nicht Bestandteil des Vorbereitungsdienstes sind, 
werden außerhalb des Vorbereitungsdienstes nach Bedarf als Fortbildung vermittelt. 
 
8. Zu § 8 APOmDFw (Bewertung der Leistungen) 
Das Punktesystem hat sich bewährt und bleibt unverändert. 
 
9. Zu § 9 APOmDFw (Bewertung der Leistungen in der feuerwehrtechnischen Grundausbildung) 
Die Anpassungen sind nur redaktionell. Die Regelungen haben sich bewährt. 
 
10. Zu § 10 APOmDFw (Bewertung der Leistungen in den Ausbildungsabschnitten) 
Die Anpassungen in den Absätzen 1 und 2 sind nur redaktionell. Die Regelungen haben sich be-
währt. Absatz 3 kann entfallen, da die Ausbildung modularisiert und am Bedarf im Einsatzdienst ori-
entiert umstrukturiert wird. 
 
11. Zu § 11 APOmDFw (Befreiung, Wiederholung von Ausbildungsabschnitten) 
Da die Ausbildung zur Rettungsassistentin oder zum Rettungsassistenten bundesweit abgeschafft 
wurde, wird sie nicht mehr in Absatz 1 erwähnt. Ferner wurde konkretisiert, dass die Ausbildungslei-
tung bei dem fahrtechnischen Ausbildungsabschnitt weitere Wiederholungen zulassen kann, wenn 
eine hinreichende Wahrscheinlichkeit besteht, dass die Prüfung bestanden wird. 
 
12. Zu § 12 APOmDFw (Laufbahnprüfung) 
Die Anpassungen in dem neuen § 12 sind nur redaktionell. Die Regelungen des bisherigen § 12 wur-
den als neuer § 6 in Teil I, 2. Kapitel verlagert, da die Entlassungsregelungen zusammen mit den Re-
gelungen zur „Einstellung“ in § 4 zu den „Allgemeinen Vorschriften“ gehören und an prägnanter Stelle 
aufgeführt werden sollen. 
 
13. Zu § 13 APOmDFw (Gestaltung der Ausbildung mit handwerklich-technischer Grundqualifizie-
rung) 
Mit dem neuen § 13 wird die Gestaltung der Stufenausbildung geregelt. Insbesondere werden für die 
handwerklich-technische Grundqualifizierung das Ausbildungsziel und die Dauer von eineinhalb Jah-
ren festgelegt. Da die handwerklich-technische Grundqualifizierung die Berufsausbildung als Zu-
gangsvoraussetzung ersetzt, fließt die Abschlussnote der handwerklich-technischen Grundqualifizie-
rung – wie auch die Abschlussnote der Berufsausbildung bei dem traditionellen Zugangsweg – nicht 
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in die Laufbahnprüfungsnote ein. Der feuerwehrtechnische Vorbereitungsdienst als zweite Stufe un-
terscheidet sich nicht von dem Vorbereitungsdienst, den Nachwuchskräfte absolvieren, die mit abge-
schlossener Berufsausbildung eingestellt wurden. 
 
14. Zu § 14 APOmDFw (Gestaltung der Ausbildung mit Schwerpunkt Notfallrettung) 
Der Vorbereitungsdienst mit Schwerpunkt Notfallrettung weicht von dem bisherigen Vorbereitungs-
dienst und auch von der Stufenausbildung nach § 13 ab. Dieser Ausbildungsgang ist in der Bundes-
republik neu. Er soll einerseits zu der Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung „Notfallsanitäte-
rin“ oder „Notfallsanitäter“, andererseits auch zu der Einsetzbarkeit unter anderem im Brandschutz 
und der technischen Hilfeleistung mit der Laufbahnbefähigung für den mittleren feuerwehrtechnischen 
Dienst führen. Der Vorbereitungsdienst im Beamtenverhältnis auf Widerruf kombiniert die Ausbildung 
zur Notfallsanitäterin und zum Notfallsanitäter mit der feuerwehrtechnischen Grundausbildung, die 
bundesweit in vergleichbarer Form aufgebaut ist, und weiteren feuerwehrtechnischen Inhalten. Entfal-
len kann aufgrund der weitaus umfassenderen Notfallsanitäterausbildung der rettungsdienstliche Teil 
der feuerwehrtechnischen Grundausbildung. Da die feuerwehrtechnische Grundausbildung von der 
Nachwuchskraft absolviert werden muss, ist für Laufbahnordnungsbehörden anderer Länder die in-
haltliche Voraussetzung gegeben, die mit der Laufbahnprüfung im Beamtenverhältnis auf Widerruf im 
Land Berlin erworbene Laufbahnbefähigung für den mittleren feuerwehrtechnischen Dienst anzuer-
kennen, sofern diese nicht durch die jeweiligen Landesgesetze ohne Weiteres anerkannt ist.   
 
Falls eine Nachwuchskraft bereits die Ausbildung zur Notfallsanitäterin oder zum Notfallsanitäter er-
folgreich absolviert hat, soll der Vorbereitungsdienst gemäß § 5 Absatz 1 Satz 2 FwLVO unter An-
rechnung der dreijährigen Ausbildung verkürzt werden. Die Nachwuchskraft absolviert in diesem Fall 
nur die feuerwehrtechnische Laufbahnausbildung. 
 
Sofern Rettungsassistentinnen und Rettungsassistenten während des Vorbereitungsdienstes lediglich 
eine ergänzende weitere Ausbildung für den Beruf der Notfallsanitäterin oder Notfallsanitäter und die 
Ergänzungsprüfung oder nur die Ergänzungsprüfung absolvieren müssen, ist die Dauer des Vorberei-
tungsdienst entsprechend verkürzt, gegebenenfalls auch unter der Dauer von einem Jahr. Da die Ret-
tungsassistentinnen und Rettungsassistenten mit bestandener Ergänzungsprüfung für den Beruf der 
Notfallsanitäterin oder Notfallsanitäter über eine Qualifikation verfügen, die regelmäßig nur in einer 
dreijährigen Ausbildung erreicht werden kann, ist ein kurzer Vorbereitungsdienst mit feuerwehrtechni-
schen Inhalten zum Erlangen der Laufbahnbefähigung ausreichend. Die weitere Ausbildung und Er-
gänzungsprüfung stellt eine befristete Übergangsregelung gemäß § 32 Absatz 2 des Gesetzes über 
den Beruf der Notfallsanitäterin und des Notfallsanitäters sowie zur Änderung weiterer Vorschriften 
(NotSanG) vom 22. Mai 2013 (BGBl. I S. 1348) dar. Insoweit hat die Option, Rettungsassistentinnen 
und Rettungsassistenten mit bestandener Ergänzungsprüfung zur Notfallsanitäterin oder zum Not-
fallsanitäter zum Vorbereitungsdienst zulassen zu können, ebenfalls eine lediglich übergangsweise 
Wirkung. 
 
15. Zu § 15 APOmDFw (Laufbahnprüfung im Vorbereitungsdienst mit Schwerpunkt Notfallrettung) 
Die Laufbahnprüfung orientiert sich an dem Aufbau und Ablauf der regulären Laufbahnprüfung für 
den mittleren feuerwehrtechnischen Dienst. Gegenstand der Prüfung sind die Inhalte der feuerwehr-
technischen Laufbahnausbildung. Die Abschlussnote der in den Vorbereitungsdienst integrierten Not-
fallsanitäterausbildung fließt gemäß § 25 Absatz 3 mit einem Anteil von 60 Prozent in die Abschluss-
note der Laufbahnprüfung ein. Ferner wird ausdrücklich geregelt, dass mit dem Bestehen der Lauf-
bahnprüfung die Befähigung für die Laufbahn des mittleren feuerwehrtechnischen Dienstes erworben 
wird. 
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16. Zu § 16 APOmDFw (Zusammensetzung der Prüfungsausschüsse) 
 Zu § 17 APOmDFw (Aufgaben der Prüfungsausschüsse, Zuordnung der Prüflinge) 
 Zu § 18 APOmDFw (Sitzungen der Prüfungsausschüsse) 
 Zu § 19 APOmDFw (Prüfende Dienstkräfte) 
 Zu § 20 APOmDFw (Erkrankung, Versäumnis) 
 Zu § 21 APOmDFw (Hilfsmittel und Erleichterungen) 
 Zu § 22 APOmDFw (Ordnungswidriger Verlauf) 
 Zu § 23 APOmDFw (Durchführung der schriftlichen Laufbahnprüfung) 
Die Regelungen sind bis auf redaktionelle Anpassungen unverändert. In § 18 wurde korrigiert, dass 
die Teilnahmeberechtigung bei der örtlichen Jugend- und Auszubildendenvertretung liegt und nicht 
bei der Hauptjugend- und Auszubildendenvertretung; dies entspricht auch der gängigen Praxis. 
In § 22 werden ohne inhaltliche Abweichungen von der geübten Praxis fehlerhafte Verweise korrigiert. 
Aufgrund von aktueller Rechtsprechung wurde in § 23 ausdrücklich geregelt, dass die Prüfungsart 
des Antwort-Wahl-Verfahrens (Multiple-Choice) für die schriftliche Laufbahnprüfung zulässig ist. Da 
der oder die Zweitbeurteilende aufgrund der schablonenhaften Auswertung bei dieser Prüfungsart 
keinen eigenen Beurteilungsspielraum hat, entfällt der oder die Zweitbeurteilende bei einer schriftli-
chen Prüfung, die vollständig im Antwort-Wahl-Verfahren (Multiple-Choice) abgelegt wird. 
 
17. Zu § 24 APOmDFw (Durchführung der praktischen und mündlichen Laufbahnprüfung) 
In Absatz 2 wird klar gestellt, dass spezifische Inhalte der Notfallsanitäterausbildung oder der hand-
werklich-technischen Grundqualifizierung nicht Gegenstand der mündlichen Prüfung sind. Nicht aus-
geschlossen sind jedoch zum Beispiel rettungsdienstliche oder handwerkliche Inhalte, die regulärer 
Bestandteil einer feuerwehrtechnischen Laufbahnausbildung sind. 
 
18. Zu § 25 APOmDFw (Ergebnis der Laufbahnprüfung) 
Im Wesentlichen bleiben die bewährten Gewichtungen erhalten. Neu zu regeln ist die Zusammenset-
zung der Abschlussnote im Vorbereitungsdienst mit dem Schwerpunkt Notfallrettung und die Gewich-
tung der einzelnen Teile. Bei dem Vorbereitungsdienst mit dem Schwerpunkt Notfallrettung, in den die 
Ausbildung zur Notfallsanitäterin oder zum Notfallsanitäter integriert ist, fließt die Abschlussnote der 
Notfallsanitäterausbildung mit einem Anteil von 60 Prozent in die Abschlussnote der Laufbahnprüfung 
ein. Bei dem Vorbereitungsdienst mit dem Schwerpunkt Feuerwehrtechnik sind die Abschlussnoten 
der verschiedenen Berufsausbildungen, die Zulassungsvoraussetzung sind, und die Abschlussnote 
der handwerklich-technischen Grundqualifizierung hingegen nicht untereinander vergleichbar. Eine 
Berücksichtigung bei der Abschlussnote des Vorbereitungsdienstes bietet sich deshalb nicht an. 
 
Bei dem Vorbereitungsdienst mit dem Schwerpunkt Notfallrettung ist die Notfallsanitäterausbildung 
Bestandteil des Vorbereitungsdienstes. Da das Niveau und der Bewertungsmaßstab dementspre-
chend einheitlich ist, soll dem hohen zeitlichen Umfang der Notfallsanitäterausbildung dadurch Rech-
nung getragen werden, dass die Abschlussnote der Notfallsanitäterausbildung mit einem angemes-
senen Anteil in die Abschlussnote der Laufbahnprüfung einfließt (mit einem Anteil von 60 Prozent); 
dies gilt aufgrund möglicher unterschiedlicher Bewertungsmaßstäbe nicht, wenn die Notfallsanitäter-
ausbildung bereits bei einem anderen Ausbildungsträger absolviert wurde. Die Bedeutung der feuer-
wehrtechnischen Ausbildungs- und Prüfungsteile, die für die Laufbahnbefähigung im mittleren feuer-
wehrtechnischen Dienst unabdingbar sind, wird dadurch sichergestellt, dass die entsprechenden feu-
erwehrtechnischen Ausbildungsteile für die Zulassung zur Laufbahnprüfung erfolgreich absolviert 
werden müssen (§ 15 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2) und die schriftliche, praktische und mündliche Prü-
fung der feuerwehrtechnischen Inhalte unabhängig von deren Gewichtung jeweils bestanden werden 
müssen (§ 25 Absatz 6). 
 
Sofern eine Nachwuchskraft an dem verkürzten Vorbereitungsdienst mit dem Schwerpunkt Notfallret-
tung teilnimmt, weil sie als Rettungsassistentin oder Rettungsassistent nur die maximal 960 Stunden 
dauernde Ergänzungsausbildung zur Notfallsanitäterin oder zum Notfallsanitäter absolvieren muss, 
entfällt die Berücksichtigung der Abschlussnote, da die Ergänzungsprüfung zur Notfallsanitäterin oder 
zum Notfallsanitäter lediglich mit „bestanden“ oder „nicht bestanden“ abgeschlossen wird. 
 
19. Zu § 26 APOmDFw (Dokumentation der Laufbahnprüfung, Prüfungszeugnis) 
 Zu § 27 APOmDFw (Wiederholen der Laufbahnprüfung) 
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Die bewährten Regelungen werden nur redaktionell angepasst. In § 26 wird als Option aufgenom-
men, dass der nach Absatz 3 erforderliche Bescheid auch in elektronischer Form erteilt werden kann. 
 
20. Zu § 28 APOmDFw (Übergangsbestimmungen) 
Die Verkürzung des Vorbereitungsdienstes von zwei Jahren auf eineinhalb Jahre soll auch für die vor 
dem Inkrafttreten dieser Verordnung eingestellten Nachwuchskräfte umgesetzt werden, soweit dies 
nach den organisatorischen und personalwirtschaftlichen Gegebenheiten ermöglicht werden kann. 
 
21. Zu § 29 APOmDFw (Ausführungsvorschriften) 
 Zu § 30 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten) 
Für den Erlass von Verwaltungsvorschriften ist weiterhin die Senatsverwaltung für Inneres und Sport 
als Laufbahnordnungsbehörde zuständig. 
Mit dem Inkrafttreten der neuen Verordnung werden die bisherigen Verordnungen in dem erforderli-
chen Umfang außer Kraft gesetzt. 
 
22. Zu der Anlage 
In der Anlage werden alle wesentlichen Regelungen zur Ausbildung und Prüfung in der ersten Stufe 
der Stufenausbildung für den mittleren feuerwehrtechnischen Dienst – handwerklich-technische 
Grundqualifizierung – gemäß § 5 Absatz 1 Nummer 2 FwLVO zusammengefasst. Durch die Zusam-
menfassung der Regelungen zur ersten Stufe in einer Anlage soll es der Knobelsdorff-Schule erleich-
tert werden, die Ausbildung nach dem erprobten Modell zukünftig für Brandmeister-Anwärterinnen 
und -Anwärter durchzuführen. Die Anlage ist Bestandteil der Verordnung. 
 
Die Integration der Ausbildung in einen beamtenrechtlichen Vorbereitungsdienst soll nur in möglichst 
geringem Umfang zu konzeptionellen Anpassungserfordernissen bei der Ausbildung und Prüfung 
oder sonstigem zusätzlichen Aufwand bei der Knobelsdorff-Schule führen. Die Ausbildung und Prü-
fung während der handwerklich-technischen Grundqualifizierung soll in der bewährten und erfolgrei-
chen Weise wie bisher fortgesetzt werden. Der wesentliche Regelungsbestand der Anlage wird aus 
der bewährten Verordnung über die Ausbildung und Prüfung in der ersten Stufe der Stufenausbildung 
für den mittleren feuerwehrtechnischen Dienst – handwerklich-technische Grundqualifizierung 
(APOHTG) vom 10. September 2014 (GVBl. S. 337) übernommen. 
 
Die Berliner Feuerwehr ist Dienstbehörde der Brandmeister-Anwärterinnen und Brandmeister-
Anwärter und für alle beamtenrechtlichen Maßnahmen zuständig wie Ernennung, Festsetzung und 
Zahlung der Anwärterbezüge, Verlängerung und Beendigung des Vorbereitungsdienstes und Entlas-
sung aus dem Beamtenverhältnis auf Widerruf. 
 
Entsprechend der Regelung für die Laufbahnprüfung wurden die Beteiligungsrechte der Personalver-
tretungen und sonstiger Personen an den Modulprüfungen in Absatz 2 der Nummer 5 ergänzt, da die 
Rechtsfolge für die Nachwuchskraft bei dem endgültigen Nichtbestehen einer Modulprüfung ähnlich 
gravierend sind wie beim endgültigen Nichtbestehen der Laufbahnprüfung. 
 
Der in der APOHTG vorgenommene Verweis auf § 26 der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die 
Berufsfachschulen des Landes Berlin (widerlegbare Vermutung über das Verlassen des Bildungs-
ganges) wird durch die ergänzten Entlassungsregelungen der Brandmeister-Anwärterinnen und 
Brandmeister-Anwärter in § 6 APOmDFw ersetzt. 
 
Die handwerklich-technische Grundqualifizierung kann beim Nichtbestehen von der Berliner Feuer-
wehr verlängert werden, soweit dies für eine erfolgreiche Wiederholung erforderlich ist (vergleiche § 6 
Absatz 1). 
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B. Rechtsgrundlage: 
 
§ 29 Abs. 2 des Laufbahngesetzes vom 21. Juni 2011 (GVBl. S. 266), das zuletzt durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 7. Februar 2014 (GVBl. S. 39) geändert wurde. 

 
 
C. Kostenauswirkungen auf Privathaushalte und/oder Wirtschaftsunternehmen: 
 
Keine 
 
 
D. Gesamtkosten:  
 
Keine 
 
E. Auswirkungen auf die Zusammenarbeit mit dem Land Brandenburg: 
 
Keine 
 
 
F. Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung: 
 
a) Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben: 
 
Keine 
 
b) Personalwirtschaftliche Auswirkungen: 
 
Keine 
 
 
 
Berlin, den 30. August 2016 
 

Senatsverwaltung für Inneres und Sport 
 
 

Frank Henkel 
________________________ 
Senator für Inneres und Sport 
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Anlage zur Vorlage an 
das Abgeordnetenhaus 

 
 
I. Gegenüberstellung der Verordnungstexte 
 
 
 

APOmDFw 
Alte Fassung 

APOmDFw 
Neue Fassung 

Teil I 
Ausbildung und Prüfung 

 
1. Kapitel 

Allgemeine Vorschriften 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
Diese Verordnung regelt die Ausbildung und die 
Prüfung für die Laufbahn des mittleren feuer-
wehrtechnischen Dienstes des Landes Berlin. 
 

 
§ 2 

Ziel der Ausbildung 
 
Ziel der Ausbildung ist es, Dienstkräfte des feu-
erwehrtechnischen Dienstes heranzubilden, die 
nach ihren theoretischen Kenntnissen und ihren 
berufspraktischen Fertigkeiten befähigt sind, die 
Aufgaben des mittleren feuerwehrtechnischen 
Dienstes in der Brandbekämpfung, der techni-
schen Hilfeleistung, im Rettungsdienst und im 
Katastrophenschutz erfolgreich wahrzunehmen. 
Die Ausbildung soll durch systematische Anlei-
tung die Bereitschaft wecken und die Befähigung 
fördern, verantwortungsbewusst und teamorien-
tiert zu handeln und sich uneigennützig für das 
Gemeinwohl einzusetzen. Ziel der Ausbildung ist 
es auch, ein den Anforderungen des feuerwehr-
technischen Dienstes genügendes körperliches 
Leistungsvermögen zu erreichen und zu erhal-
ten. 
 

Teil 1 
Ausbildung und Prüfung 

 
Kapitel 1 

Allgemeine Vorschriften 
 

unverändert 
 
 
 
 
 
 
 

§ 2 
Ziel der Ausbildung 

 
Ziel der Ausbildung ist es, Dienstkräfte des feu-
erwehrtechnischen Dienstes heranzubilden, die 
nach ihren theoretischen Kenntnissen und ihren 
berufspraktischen Fertigkeiten befähigt sind, die 
Aufgaben des mittleren feuerwehrtechnischen 
Dienstes in der Brandbekämpfung, der techni-
schen Hilfeleistung, in der Notfallrettung und 
im Rettungsdienst sowie im Katastrophen-
schutz erfolgreich wahrzunehmen. Die Ausbil-
dung soll durch systematische Anleitung die Be-
reitschaft wecken und die Befähigung fördern, 
verantwortungsbewusst und teamorientiert zu 
handeln und sich uneigennützig für das Ge-
meinwohl einzusetzen. Ziel der Ausbildung ist es 
auch, ein den Anforderungen des feuerwehr-
technischen Dienstes genügendes körperliches 
Leistungsvermögen zu erreichen und zu erhal-
ten. 

 
§ 3 

Ausbildungsleitung 
 
(1) Die Dienstbehörde bestellt für die Aufgaben 
der Ausbildungsleitung fachlich und persönlich 
geeignete Dienstkräfte. 
 
(2) Die zur Ausbildungsleitung bestimmten 
Dienstkräfte sind Dienstvorgesetzte und Vorge-
setzte im Rahmen der ihnen von der Dienstbe-
hörde übertragenen Befugnisse. Sie leiten und 

§ 3 
Ausbildungsleitung 

 
unverändert 
 
 
 
unverändert 
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APOmDFw 
Alte Fassung 

APOmDFw 
Neue Fassung 

überwachen den ordnungsgemäßen Ablauf der 
Ausbildung. Bei der Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben werden sie von den jeweiligen Lehrkräften 
und den an der berufspraktischen Ausbildung 
mitwirkenden Dienstkräften unterstützt. 
 
(3) Die Zeiträume des den Anwärterinnen und 
Anwärtern zustehenden Erholungsurlaubs wer-
den durch die Ausbildungsleitung festlegt. 
 

 
 
 
 
 
 
(3) Die Zeiträume des den Anwärterinnen und 
Anwärtern zustehenden Erholungsurlaubs wer-
den durch die Ausbildungsleitung festgelegt. 
 
(4) Während der handwerklich-technischen 
Grundqualifizierung kann die Berliner Feuer-
wehr Aufgaben der Ausbildungsleitung an die 
Knobelsdorff-Schule übertragen, sofern diese 
damit einverstanden ist. 
 
 

2. Kapitel 
Vorbereitungsdienst 

 
§ 4 

Einstellung 
 
(1) Über die Einstellung entscheidet die Dienst-
behörde nach dem Ergebnis eines mit der für die 
Ordnung der Laufbahn zuständigen obersten 
Dienstbehörde abgestimmten Eignungsprü-
fungsverfahrens. 
 
(2) Die zum Vorbereitungsdienst zugelassenen 
Bewerberinnen und Bewerber werden an den 
von der Dienstbehörde bestimmten Ausbildungs-
einrichtungen ausgebildet. 
 

2. Kapitel 
Vorbereitungsdienst 

 
§ 4 

Einstellung 
 
(1) Über die Einstellung entscheidet die Dienst-
behörde nach dem Ergebnis eines mit der Lauf-
bahnordnungsbehörde abgestimmten Aus-
wahlverfahrens. 
 
 
unverändert 

 

§ 5 
Gliederung des Vorbereitungsdienstes 

 
(1) Die Ausbildung im Vorbereitungsdienst be-
steht aus mehreren fachtheoretischen und be-
rufspraktischen Ausbildungsabschnitten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 5 
Gliederung des Vorbereitungsdienstes 

 
(1) Die Ausbildung im Vorbereitungsdienst be-
steht aus mehreren fachtheoretischen und be-
rufspraktischen Ausbildungsabschnitten. Sie 
dauert regelmäßig 
1. eineinhalb Jahre mit Schwerpunkt 
Feuerwehrtechnik (§ 5 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 der Feuerwehr-Laufbahnverordnung), 
2. drei Jahre mit Schwerpunkt Feuer-
wehrtechnik und handwerklich-technischer 
Grundqualifizierung als erster Stufe (§ 5 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 2 der Feuerwehr-
Laufbahnverordnung), 
3. bis zu vier Jahre mit Schwerpunkt Not-
fallrettung (§ 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 der 
Feuerwehr-Laufbahnverordnung). 
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APOmDFw 
Alte Fassung 

APOmDFw 
Neue Fassung 

(2) Den Inhalt der Ausbildung regelt die Dienst-
behörde im Einvernehmen mit der für die Ord-
nung der Laufbahn zuständigen obersten 
Dienstbehörde durch einen Ausbildungsrahmen-
plan. 
 

(2) Den Inhalt der Ausbildung mit Schwerpunkt 
Feuerwehrtechnik nach Absatz 1 Satz 2 
Nummern 1 und 2 regelt die Berliner Feuerwehr 
im Einvernehmen mit der Laufbahnordnungs-
behörde durch einen Ausbildungsrahmenplan. 
Die handwerklich-technische Grundqualifizie-
rung nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 wird 
von der Knobelsdorff-Schule in Zusammen-
arbeit mit der Berliner Feuerwehr durchge-
führt. Sie findet an den von der Knobelsdorff-
Schule festzulegenden Lernorten statt. Die 
fachlichen Inhalte der handwerklich-
technischen Grundqualifizierung werden in 
einem zwischen der Knobelsdorff-Schule und 
der Berliner Feuerwehr abgestimmten Aus-
bildungsplan festgelegt. 
 
(3) Die Ausbildung mit Schwerpunkt Notfall-
rettung gliedert sich in die Ausbildung zur 
Notfallsanitäterin oder zum Notfallsanitäter 
oder die weitere Ausbildung und Ergän-
zungsprüfung der Rettungsassistentinnen 
und Rettungsassistenten gemäß der Ausbil-
dungs- und Prüfungsverordnung für Notfalls-
anitäterinnen und Notfallsanitäter vom 
16. Dezember 2013 (BGBl. I S. 4280), die 
durch Artikel 31 des Gesetzes vom 18. April 
2016 (BGBl. I S. 886) geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung und eine feu-
erwehrtechnische Laufbahnausbildung. Den 
Inhalt der feuerwehrtechnischen Laufbahn-
ausbildung regelt die Berliner Feuerwehr im 
Einvernehmen mit der Laufbahnordnungsbe-
hörde durch einen Ausbildungsrahmenplan. 
 

§ 6 (alt: § 12) 
Verlängerung und Entlassung 

 
(1) Die Dienstbehörde kann den Vorbereitungs-
dienst und das Beamtenverhältnis auf Widerruf 
im Einzelfall angemessen, jedoch um insgesamt 
höchstens zwei Jahre verlängern, wenn eine 
Nachwuchskraft 
 
1. wegen Krankheit oder sonstiger von ihr 

nicht zu vertretender Gründe wesentliche 
Ausbildungsinhalte versäumt hat, 

2. die handwerklich-technische Grund-
qualifizierung (§ 5 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 der Feuerwehr-
Laufbahnverordnung) nicht bestanden 
hat und die Verlängerung zum Beste-
hen einer Wiederholungsprüfung oder 
für die Wiederholung eines Praktikums 
erforderlich ist, 
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APOmDFw 
Alte Fassung 

APOmDFw 
Neue Fassung 

3. nicht zur Laufbahnprüfung zugelassen ist 
oder 
4. die Laufbahnprüfung wiederholen muss. 
 
(2) Unverzüglich aus dem Vorbereitungsdienst 
und dem Beamtenverhältnis auf Widerruf zu ent-
lassen ist, wer 
1. sich wegen schwerwiegender Verhal-
tensmängel als nicht geeignet erweist, 
2. die Ausbildung nicht fortsetzt, 
3. einen Ausbildungsabschnitt endgültig 
nicht erfolgreich absolviert hat, 
4. endgültig nicht zur Laufbahnprüfung zu-
gelassen wurde, 
5. an dem Vorbereitungsdienst gemäß 
§ 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 der Feuerwehr-
Laufbahnverordnung teilnimmt und die 
handwerklich-technische Grundqualifizierung 
endgültig nicht bestanden hat oder 
6. an dem Vorbereitungsdienst gemäß 
§ 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 der Feuerwehr-
Laufbahnverordnung teilnimmt und die Aus-
bildung zur Notfallsanitäterin oder zum Not-
fallsanitäter oder die weitere Ausbildung und 
Ergänzungsprüfung für diesen Beruf endgül-
tig nicht bestanden hat. 
 
Wer die Laufbahnprüfung auch bei ihrer Wieder-
holung nicht bestanden hat oder wessen Lauf-
bahnprüfung endgültig als nicht bestanden gilt, 
ist mit der Bekanntgabe der Entscheidung aus 
dem Vorbereitungsdienst und dem Beamtenver-
hältnis auf Widerruf entlassen. 
 
(3) Der Vorbereitungsdienst und das Beamten-
verhältnis auf Widerruf enden bei Anwärterinnen 
und Anwärtern, die die Laufbahnprüfung bestan-
den haben, mit Ablauf des Prüfungsstichtags. 
 

 
 
 
 
 
 
 

§ 6 
Gestaltung der Ausbildung 

 
(1) In einem Vorbereitungslehrgang werden die 
für die künftige Aufgabenwahrnehmung benötig-
ten berufsbezogenen Kenntnisse und Fertigkei-
ten vermittelt. Außerdem wird die interkulturelle 
Kompetenz der Nachwuchskräfte berufsbezogen 

Kapitel 2 
Vorbereitungsdienst 

gemäß § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 der 
Feuerwehr-Laufbahnverordnung 
(Schwerpunkt Feuerwehrtechnik) 

 
 

§ 7 
Gestaltung der Ausbildung 

 
(1) In einem Vorbereitungslehrgang werden ers-
te berufsbezogene Kenntnisse und Fertigkei-
ten vermittelt, die an die künftige Aufgaben-
wahrnehmung heranführen. 
 



 
 

 

Seite 28 von 45 
 

APOmDFw 
Alte Fassung 

APOmDFw 
Neue Fassung 

erweitert. 
 
(2) In dem Ausbildungsabschnitt „Feuerwehr-
technische Grundausbildung“ werden durch the-
oretische Ausbildung die erforderlichen fachli-
chen Kenntnisse vermittelt. Die theoretische 
Ausbildung wird ergänzt durch praktische Übun-
gen, die zur sicheren Handhabung der Geräte 
und Einsatzmittel befähigen und das einsatztak-
tisch richtige Verhalten sowie die Zusammenar-
beit in der Gruppe trainieren. Außerdem wird das 
körperliche Leistungsvermögen verbessert. Die 
feuerwehrtechnische Grundausbildung umfasst 
die Lehrfächer 
 

1. Brandbekämpfung, 
2. Technische Hilfeleistung / Umweltschutz, 
3. Informationstechnik / Kommunikationstech-

nik, 
4. Rettungsdienst, 
5. Berufsbezogene Rechtskunde / Sozialkun-

de, 
6. Sport. 

 
(3) Der fahrtechnische Ausbildungsabschnitt um-
fasst den Erwerb der Fahrerlaubnis der Klasse C 
für das Führen von Kraftfahrzeugen mit einer zu-
lässigen Gesamtmasse von mehr als 7500 kg 
und eine spezielle Kraftfahrausbildung. Die spe-
zielle Kraftfahrausbildung setzt den Erwerb der 
Fahrerlaubnis voraus und vermittelt die zum Füh-
ren von Einsatzfahrzeugen mit Sonderrechten 
erforderlichen besonderen Kenntnisse und Fer-
tigkeiten (Erwerb der Selbstfahrgenehmigung 
einschließlich Sicherheitstraining). 
 
 
(4) Während der feuerwehrtechnischen Wach-
praktika verrichten die Nachwuchskräfte prakti-
schen Einsatzdienst in mindestens einer Feuer-
wache unter Teilnahme an dem in den jeweiligen 
Feuerwachen geltenden Schichtdienst. 
 
(5) Weitere Ausbildungsabschnitte sind Funkti-
ons- und Ergänzungsausbildungen, insbesonde-
re die Ausbildung zum Maschinisten für Feuer-
löschpumpen und Hubrettungsfahrzeuge, in der 
Informations- und Kommunikationstechnik, weite-
re Spezialausbildungen in der Technischen Hilfe-
leistung und im Umweltschutz und Ergänzungs-
ausbildungen in Strategien zur Vermeidung von 
Konflikten sowie in Methoden, Fertigkeiten und 
Bewältigungsstrategien zur Gesunderhaltung. 
 
(6) Der rettungsdienstliche Ausbildungsabschnitt 

 
 
(2) In dem Ausbildungsabschnitt „Feuerwehr-
technische Grundausbildung“ werden durch the-
oretische Ausbildung die erforderlichen fachli-
chen Kenntnisse vermittelt. Die theoretische 
Ausbildung wird ergänzt durch praktische Übun-
gen, die zur sicheren Handhabung der Geräte 
und Einsatzmittel befähigen und das einsatztak-
tisch richtige Verhalten sowie die Zusammenar-
beit in der Gruppe trainieren. Außerdem wird das 
körperliche Leistungsvermögen verbessert. Die 
feuerwehrtechnische Grundausbildung umfasst 
die Lehrfächer 
 
1. Brandbekämpfung, 
2. Technische Hilfeleistung / Umweltschutz, 
3. Informationstechnik / Kommunikationstechnik, 
 
 
4. Berufsbezogene Rechtskunde / Sozialkunde, 
 
5. Sport. 
 
(3) Der fahrtechnische Ausbildungsabschnitt um-
fasst den Erwerb der Fahrerlaubnis der Klasse C 
für das Führen von Kraftfahrzeugen mit einer zu-
lässigen Gesamtmasse von mehr als 7500 kg 
und eine spezielle Kraftfahrausbildung. Die spe-
zielle Kraftfahrausbildung setzt den Erwerb der 
Fahrerlaubnis der Klasse C voraus und vermit-
telt die zum Führen von Einsatzfahrzeugen mit 
Sonderrechten erforderlichen besonderen 
Kenntnisse und Fertigkeiten (Erwerb der Selbst-
fahrgenehmigung einschließlich Sicherheitstrai-
ning). 
 
unverändert 
 
 
 
 
 
(5) Weitere Ausbildungsabschnitte sind Ergän-
zungsausbildungen in Strategien zur Vermeidung 
von Konflikten im Einsatzdienst, Fertigkeiten und 
Bewältigungsstrategien zur Gesunderhaltung 
sowie die Erweiterung der interkulturellen Kom-
petenz. 
 
 
 
 
 
(6) Der rettungsdienstliche Ausbildungsabschnitt 
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umfasst die Vermittlung theoretischer Kenntnis-
se, ein Klinik- und Rettungsdienstpraktikum so-
wie den Abschluss durch die Prüfung zum Ret-
tungssanitäter oder zur Rettungssanitäterin. 
 
(7) Nachwuchskräfte haben an einer regelmäßi-
gen sportlichen Fortbildung in berufsspezifischen 
Disziplinen bzw. am Dienstsport teilzunehmen. 
Die Anforderungen und die Form der Überprü-
fung werden von der Dienstbehörde festgelegt. 

umfasst die Vermittlung theoretischer Kenntnis-
se, ein Klinik- und Rettungsdienstpraktikum so-
wie den Abschluss durch die Prüfung zur Ret-
tungssanitäterin oder zum Rettungssanitäter. 
 
(7) Nachwuchskräfte haben an einer regelmäßi-
gen sportlichen Fortbildung in berufsspezifischen 
Disziplinen und am Dienstsport teilzunehmen. 
Die Anforderungen und die Form der Überprü-
fung werden von der Dienstbehörde festgelegt. 

 
§ 7 

Bewertung der Leistungen 
 
(1) Die erzielten Leistungen sind mit einer der 
folgenden Punktzahlen und der sich daraus er-
gebenden Note zu bewerten: 
 
 
- Tabelle - 
 
 
(2) Soweit Einzelbewertungen zu einer Gesamt-
bewertung zusammengefasst werden, ist die 
Gesamtnote das auf zwei Dezimalstellen gerun-
dete arithmetische Mittel. 
 
 
 
(3) Die Gesamtnote lautet bei 
 

14,00 oder mehr Punkten  
 sehr gut, 

11,00 bis 13,99 Punkten  
 gut, 

8,00 bis 10,99 Punkten  
 befriedigend, 

5,00 bis 7,99 Punkten  
 ausreichend, 

2,00 bis 4,99 Punkten  
 mangelhaft, 

1,99 oder weniger Punkten 
ungenügend. 
 

 
§ 8 

Bewertung der Leistungen 
 

unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
unverändert 
 
 
 
 
 
 
(3) Die Gesamtnote lautet bei 
 
14,00 bis 15 Punkten   sehr gut, 
 
unverändert 

§ 8 
Bewertung der Leistungen in der feuerwehrtech-

nischen Grundausbildung 
 
(1) In jedem der in § 6 Abs. 2 Satz 4 Nr. 1 bis 6 
genannten Lehrfächer der feuerwehrtechnischen 
Grundausbildung werden Fachnoten gebildet. 
 
 
(2) Die Gesamtnote der feuerwehrtechnischen 

§ 9 
Bewertung der Leistungen in der feuerwehrtech-

nischen Grundausbildung 
 
(1) In jedem der in § 7 Absatz 2 Satz 4 Num-
mern 1 bis 5 genannten Lehrfächer der feuer-
wehrtechnischen Grundausbildung werden 
Fachnoten gebildet. 
 
unverändert 
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Grundausbildung ist das auf zwei Dezimalstellen 
gerundete arithmetische Mittel aus den Punkt-
werten der Fachnoten der feuerwehrtechnischen 
Grundausbildung. 
 
(3) Die feuerwehrtechnische Grundausbildung ist 
nicht bestanden, wenn eine Fachnote weniger 
als 5 Punkte beträgt. 
 

§ 9 
Bewertung der Leistungen in den Ausbildungs-

abschnitten 
 
(1) Nach Maßgabe des Ausbildungsrahmenplans 
werden die erzielten Leistungen mit Punkten 
gemäß § 7 Abs. 1 bewertet. Ein Ausbildungsab-
schnitt ist unbeschadet des § 8 erfolgreich absol-
viert, wenn die zusammenfassende Bewertung 
mindestens fünf Punkte beträgt. Der Vorberei-
tungslehrgang und der fahrtechnische Ausbil-
dungsabschnitt werden nicht mit Punkten bewer-
tet. 
 
 
(2) Am Ende jedes feuerwehrtechnischen Wach-
praktikums ist die Nachwuchskraft von dem je-
weiligen Praxisanleiter oder der jeweiligen Pra-
xisanleiterin zu beurteilen. Die Beurteilung ist in 
einer Gesamtpunktzahl nach § 7 Abs. 1 zusam-
menzufassen. Ein feuerwehrtechnisches Wach-
praktikum ist erfolgreich absolviert, wenn die Ge-
samtpunktzahl mindestens fünf Punkte beträgt. 
 
 
(3) Die Ausbildungsabschnitte der Funktions- 
und Ergänzungsausbildungen werden von den 
jeweiligen Fachbereichen am Ende des jeweili-
gen Ausbildungsabschnitts nach Maßgabe des 
Ausbildungsrahmenplans bewertet. 
 
 

 
 
 
 
 
unverändert 
 
 
 

§ 10 
Bewertung der Leistungen in den Ausbildungs-

abschnitten 
 
(1) Nach Maßgabe des Ausbildungsrahmenplans 
werden die erzielten Leistungen mit Punkten 
gemäß § 8 Absatz 1 bewertet. Ein Ausbildungs-
abschnitt ist abweichend von § 9 erfolgreich ab-
solviert, wenn die zusammenfassende Bewer-
tung mindestens fünf Punkte beträgt. Der Vorbe-
reitungslehrgang, der fahrtechnische Ausbil-
dungsabschnitt und die Ergänzungsausbil-
dungen gemäß § 7 Absatz 5 werden nicht mit 
Punkten bewertet. 
 
(2) Am Ende jedes feuerwehrtechnischen Wach-
praktikums ist die Nachwuchskraft von der jewei-
ligen Praxisanleiterin oder dem jeweiligen Pra-
xisanleiter zu beurteilen. Die Beurteilung ist in 
einer Gesamtpunktzahl nach § 8 Absatz 1 zu-
sammenzufassen. Ein feuerwehrtechnisches 
Wachpraktikum ist erfolgreich absolviert, wenn 
die Gesamtpunktzahl mindestens fünf Punkte 
beträgt. 
 
 

§ 10 
Befreiung, Wiederholung von Ausbildungsab-

schnitten 
 
(1) Weist eine Nachwuchskraft eine bereits er-
folgreich abgeschlossene Rettungssanitäter- o-
der die Rettungsassistentenausbildung nach, so 
entfällt die Ausbildung zur Rettungssanitäterin 
oder zum Rettungssanitäter. Für die Dauer die-
ser Ausbildung leistet die Nachwuchskraft Dienst 
in einer Feuerwache. 
 
 

§ 11 
Befreiung, Wiederholung von Ausbildungsab-

schnitten 
 

(1) Weist eine Nachwuchskraft eine bereits er-
folgreich abgeschlossene Rettungssanitäteraus-
bildung nach, so entfällt dieser Ausbildungsab-
schnitt. Für die Dauer dieser Ausbildung leistet 
die Nachwuchskraft Dienst in einer Feuerwache. 
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(2) Jeder Ausbildungsabschnitt, der nicht erfolg-
reich absolviert worden ist, darf einmal wieder-
holt werden. Die Ausbildungsleitung entscheidet, 
inwieweit bestimmte Teile der Ausbildung noch-
mals zu durchlaufen sind. Bei dem fahrtechni-
schen Ausbildungsabschnitt kann die Ausbil-
dungsleitung weitere Wiederholungen zulassen, 
wenn der Erwerb der Fahrerlaubnis zu erwarten 
ist. 
 

§ 11 
Laufbahnprüfung 

 
(1) Mit der Laufbahnprüfung weist der Prüfling 
nach, dass er über die fachlichen und berufs-
praktischen Kenntnisse und Fertigkeiten verfügt, 
die für eine erfolgreiche Wahrnehmung der Auf-
gaben des mittleren feuerwehrtechnischen 
Dienstes erforderlich sind. Mit dem Bestehen der 
Laufbahnprüfung wird die Befähigung für die 
Laufbahn des mittleren feuerwehrtechnischen 
Dienstes erworben. 
 
(2) Zur Laufbahnprüfung ist zugelassen, wer 
1. alle Ausbildungsabschnitte erfolgreich 
absolviert hat, 
2. den Nachweis der Fahrerlaubnis gemäß 
§ 6 Absatz 3 erbracht hat sowie die Berechtigung 
zum Führen der Feuerwehrfahrzeuge mit Son-
derrechten besitzt und 
3. über ein den Anforderungen des feuer-
wehrtechnischen Dienstes genügendes körperli-
ches Leistungsvermögen verfügt. 
 
Sofern die Nachwuchskraft nur auf Grund von 
Altersgrenzen die Voraussetzungen nach Satz 1 
Nummer 2 nicht erfüllen kann, entscheidet der 
Prüfungsausschuss über eine Ausnahme. 
 
(3) Die Laufbahnprüfung besteht aus einem 
schriftlichen, einem praktischen und einem 
mündlichen Teil. Der schriftliche und der mündli-
che Prüfungsteil können sich über alle Ausbil-
dungsinhalte erstrecken. In der praktischen Prü-
fung hat der Prüfling Aufgaben in Form von Ein-
satzübungen zu lösen. Der schriftliche, prakti-
sche und mündliche Teil der Laufbahnprüfung 
müssen nicht zeitlich zusammenhängen. Sofern 
Teile der Laufbahnprüfung vor dem Abschluss 
der gesamten Ausbildung abgelegt werden, fin-
det Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 2 mit der 
Maßgabe Anwendung, dass alle bis zu diesem 
Zeitpunkt durchgeführten Ausbildungsabschnitte 
erfolgreich abgeschlossen sein müssen. 
 

(2) Jeder Ausbildungsabschnitt, der nicht erfolg-
reich absolviert worden ist, darf einmal wieder-
holt werden. Die Ausbildungsleitung entscheidet, 
inwieweit bestimmte Teile der Ausbildung noch-
mals zu durchlaufen sind. Bei dem fahrtechni-
schen Ausbildungsabschnitt kann die Ausbil-
dungsleitung weitere Wiederholungen zulassen, 
wenn der Erwerb der Fahrerlaubnis mit hinrei-
chender Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist. 
 

§ 12 
Laufbahnprüfung 

 
unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Zur Laufbahnprüfung ist zugelassen, wer 
1. alle Ausbildungsabschnitte erfolgreich 
absolviert hat, 
2. den Nachweis der Fahrerlaubnis gemäß 
§ 7 Absatz 3 erbracht hat sowie die Berechtigung 
zum Führen der Feuerwehrfahrzeuge mit Son-
derrechten besitzt und 
3. über ein den Anforderungen des feuer-
wehrtechnischen Dienstes genügendes körperli-
ches Leistungsvermögen verfügt. 
 
Sofern die Nachwuchskraft nur auf Grund von 
Altersgrenzen die Voraussetzungen nach Satz 1 
Nummer 2 nicht erfüllen kann, entscheidet der 
Prüfungsausschuss über eine Ausnahme. 
 
(3) Die Laufbahnprüfung besteht aus einem 
schriftlichen, einem praktischen und einem 
mündlichen Teil. Der schriftliche und der mündli-
che Prüfungsteil können sich über alle Ausbil-
dungsinhalte erstrecken. In der praktischen Prü-
fung hat der Prüfling Aufgaben in Form einer 
Einsatzübungen zu lösen. Der schriftliche, der 
praktische und der mündliche Teil der Laufbahn-
prüfung müssen nicht zeitlich zusammenhängen. 
Sofern Teile der Laufbahnprüfung vor dem Ab-
schluss der gesamten Ausbildung abgelegt wer-
den, finden die Nummern 1 und 2 des Absat-
zes 2 Satz 1 mit der Maßgabe Anwendung, dass 
alle bis zu diesem Zeitpunkt durchgeführten 
Ausbildungsabschnitte erfolgreich abgeschlos-
sen sein müssen. 
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(4) Die in § 15 Abs. 2 Nr. 1 genannten Personen 
oder stellvertretend eine jeweils von ihnen be-
nannte Person können an den mündlichen sowie 
an den praktischen Prüfungen teilnehmen und 
bei der Beratung über die Noten gehört werden; 
die in § 15 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe a genannten 
Dienstkräfte sind als Zuhörerinnen oder Zuhörer 
teilnahmeberechtigt. Über eine Teilnahme von 
anderen Personen als Zuhörerinnen oder Zuhö-
rer entscheidet der Prüfungsausschuss. 
 
 

§ 12 
Verlängerung und Entlassung 

 
(1) Die Dienstbehörde kann den Vorbereitungs-
dienst und das Beamtenverhältnis auf Widerruf 
im Einzelfall angemessen, jedoch um insgesamt 
höchstens ein Jahr, verlängern, wenn eine 
Nachwuchskraft 
 

1.  wegen Krankheit oder sonstiger von ihr 
nicht zu vertretender Gründe wesentliche 
Ausbildungsinhalte versäumt hat, 

2. nicht zur Laufbahnprüfung zugelassen ist, 
3. die Laufbahnprüfung wiederholen muss. 

 
(2) Wer 

1.  sich wegen schwerwiegender Verhal-
tensmängel als nicht geeignet erweist oder 

2. die Ausbildung nicht fortsetzt oder 
3.  einen Ausbildungsabschnitt endgültig 

nicht erfolgreich absolviert hat oder 
4. endgültig nicht zur Laufbahnprüfung zu-

gelassen wurde, 
ist unverzüglich aus dem Vorbereitungsdienst 
und dem Beamtenverhältnis auf Widerruf zu ent-
lassen. 
 
Wer die Laufbahnprüfung auch bei ihrer Wieder-
holung nicht bestanden hat oder wessen Lauf-
bahnprüfung endgültig als nicht bestanden gilt, 
ist mit der Bekanntgabe der Entscheidung aus 
dem Vorbereitungsdienst und dem Beamtenver-
hältnis auf Widerruf entlassen. 
 
(3) Der Vorbereitungsdienst und das Beamten-
verhältnis auf Widerruf enden bei Anwärterinnen 
und Anwärtern, die die Laufbahnprüfung bestan-
den haben, mit Ablauf des Prüfungsstichtags. 
 

 
(4) Die in § 18 Absatz 2 Nummer 1 genannten 
Personen oder stellvertretend eine jeweils von 
ihnen benannte Person können an den mündli-
chen sowie an den praktischen Prüfungen teil-
nehmen und bei der Beratung über die Noten 
gehört werden; die in § 18 Absatz 2 Nummer 2 
Buchstabe a genannten Dienstkräfte sind als Zu-
hörerinnen oder Zuhörer teilnahmeberechtigt. 
Über eine Teilnahme von anderen Personen als 
Zuhörerinnen oder Zuhörer entscheidet der Prü-
fungsausschuss. 
 
§ 12 (alt) wurde als neuer § 6 in Teil I, 2. Kapi-
tel verlagert. 
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 Kapitel 3 
Vorbereitungsdienst gemäß § 5 Absatz 1 Satz 

1 Nummer 2 der Feuerwehr-
Laufbahnverordnung 

(Schwerpunkt Feuerwehrtechnik mit 
handwerklich-technischer 

Grundqualifizierung als erster Stufe) 
 

§ 13 
Gestaltung der Ausbildung mit handwerklich-

technischer Grundqualifizierung 
 

 
(1) Der Vorbereitungsdienst gemäß § 5 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 2 der Feuerwehr-
Laufbahnverordnung gliedert sich in die 
handwerklich-technische Grundqualifizierung 
(HTG) als erster Stufe und in den Vorberei-
tungsdienst gemäß § 5 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 der Feuerwehr-Laufbahnverordnung 
als zweiter Stufe. 
 
(2) Ziel der handwerklich-technischen Grund-
qualifizierung ist es, den Nachwuchskräften 
Grundkenntnisse insbesondere in verschie-
denen handwerklich-technischen Bereichen 
zu vermitteln, die für die Aufgabenerfüllung 
im mittleren feuerwehrtechnischen Dienst 
förderlich sind. Sie dauert regelmäßig einein-
halb Jahre. Die Ausbildung und Prüfung wäh-
rend der handwerklich-technischen Grund-
qualifizierung ist in der Anlage geregelt. Die 
handwerklich-technische Grundqualifizierung 
muss zur Fortsetzung des Vorbereitungs-
dienstes bestanden werden, die Abschluss-
note fließt jedoch nicht in die Abschlussnote 
der Laufbahnprüfung ein. 
 
(3) Für die zweite Stufe, die mit der Lauf-
bahnprüfung abgeschlossen wird, finden die 
Regelungen für den Vorbereitungsdienst ge-
mäß § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 der Feu-
erwehr-Laufbahnverordnung Anwendung. Mit 
dem Bestehen der Laufbahnprüfung wird die 
Befähigung für die Laufbahn des mittleren 
feuerwehrtechnischen Dienstes erworben. 
 
 
 

Kapitel 4 
Vorbereitungsdienst gemäß § 5 Absatz 1 

Satz 1 Nummer 3 der Feuerwehr-
Laufbahnverordnung 

(Schwerpunkt Notfallrettung) 
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§ 14 
Gestaltung der Ausbildung mit Schwerpunkt 

Notfallrettung 
 
(1) Der Vorbereitungsdienst gemäß § 5 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 3 der Feuerwehr-
Laufbahnverordnung umfasst die dreijährige 
Ausbildung zur Notfallsanitäterin oder zum 
Notfallsanitäter und eine feuerwehrtechni-
sche Laufbahnausbildung mit einer Dauer 
von bis zu einem Jahr. 
 
(2) Die Ausbildung und Prüfung oder die wei-
tere Ausbildung und Ergänzungsprüfung der 
Rettungsassistentinnen und Rettungsassis-
tenten für den Beruf der Notfallsanitäterin 
oder des Notfallsanitäters richten sich nach 
der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung 
für Notfallsanitäterinnen und Notfallsanitäter. 
Bei der staatlichen Prüfung und der staatli-
chen Ergänzungsprüfung nach § 4 der Aus-
bildungs- und Prüfungsverordnung für Not-
fallsanitäterinnen und Notfallsanitäter finden 
die Beteiligungsrechte nach § 12 Absatz 4 
entsprechende Anwendung. 
 
(3) Der Ausbildungsrahmenplan für die feu-
erwehrtechnische Laufbahnausbildung bein-
haltet die feuerwehrtechnische Grundausbil-
dung ohne den Bereich Rettungsdienst und 
kann weitere Fahr- und Ergänzungsausbil-
dungen sowie gegebenenfalls Praktika vor-
sehen. Die §§ 8 bis 11 finden entsprechende 
Anwendung. 
 

§ 15 
Laufbahnprüfung im Vorbereitungsdienst mit 

Schwerpunkt Notfallrettung 
 
(1) Die Regelungen für die Laufbahnprüfung 
nach § 12 finden nach Maßgabe der Absätze 2 
und 3 Anwendung. Mit dem Bestehen der 
Laufbahnprüfung wird die Befähigung für die 
Laufbahn des mittleren feuerwehrtechni-
schen Dienstes erworben. 
 
(2) Zur Laufbahnprüfung ist zugelassen, wer 
1. die Prüfung oder Ergänzungsprüfung 
zur Notfallsanitäterin oder zum Notfallsanitä-
ter erfolgreich abgeschlossen hat, 
2. alle weiteren Ausbildungsabschnitte 
nach Maßgabe des Ausbildungsrahmenplans 
erfolgreich absolviert hat und 
3. über ein den Anforderungen des feu-
erwehrtechnischen Dienstes genügendes 
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körperliches Leistungsvermögen verfügt. 
 
(3) Die Laufbahnprüfung besteht aus einem 
schriftlichen, einem praktischen und einem 
mündlichen Teil, die sich über alle Ausbil-
dungsinhalte der feuerwehrtechnischen 
Laufbahnausbildung erstrecken können. Die 
Zusammensetzung der Abschlussnote richtet 
sich nach § 25 Absatz 3. 
 

 
Teil II 

Regelungen zur Laufbahnprüfung 
 

1. Kapitel 
Prüfungsausschüsse und prüfende Dienstkräfte 

 
§ 13 

Zusammensetzung der Prüfungsausschüsse 
 
(1) Zur Abnahme der Laufbahnprüfung werden 
bei der Dienstbehörde Prüfungsausschüsse in 
der erforderlichen Zahl gebildet. Sie führen die 
Bezeichnung „Prüfungsausschuss für den mittle-
ren feuerwehrtechnischen Dienst“. Die vorsitzen-
den Mitglieder, die weiteren Mitglieder und die 
stellvertretenden Mitglieder der Prüfungsaus-
schüsse werden von dem Leiter oder der Leiterin 
der Dienstbehörde für die Prüfung berufen; die 
Wiederberufung ist zulässig. 
 
(2) Jeder Prüfungsausschuss besteht aus 

1. einer Dienstkraft des höheren feuerwehr-
technischen Dienstes als vorsitzendem 
Mitglied, 

2. einer Dienstkraft des gehobenen  
     oder höheren feuerwehrtechnischen 
     Dienstes, 
3. einer Dienstkraft mit Führungsausbildung 

des mittleren, gehobenen oder höheren 
feuerwehrtechnischen Dienstes. 

 
Bei Verhinderung eines Mitglieds tritt ein stellver-
tretendes Mitglied an dessen Stelle. 
 
(3) Die Prüfungsausschüsse und ihre Mitglieder 
sind bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben un-
abhängig und an Weisungen nicht gebunden. 
Das Gleiche gilt für die prüfenden Dienstkräfte, 
soweit sie nach Maßgabe dieser Verordnung an 
der Bewertung von Prüfungsleistungen beteiligt 
sind. 
 
 

Teil 2 
Regelungen zur Laufbahnprüfung 

 
Kapitel 2 

Prüfungsausschüsse und prüfende Dienstkräfte 
 

§ 16 
Zusammensetzung der Prüfungsausschüsse 

 
(1) Zur Abnahme der Laufbahnprüfung werden 
bei der Dienstbehörde Prüfungsausschüsse in 
der erforderlichen Zahl gebildet. Sie führen die 
Bezeichnung „Prüfungsausschuss für den mittle-
ren feuerwehrtechnischen Dienst“. Die vorsitzen-
den Mitglieder, die weiteren Mitglieder und die 
stellvertretenden Mitglieder der Prüfungsaus-
schüsse werden von der Leiterin oder dem Lei-
ter der Dienstbehörde für die Prüfung berufen; 
die Wiederberufung ist zulässig. 
 
unverändert 
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§ 14 
Aufgaben der Prüfungsausschüsse, Zuordnung 

der Prüflinge 
 
(1) Die Prüfungsausschüsse haben die sich aus 
dieser Verordnung ergebenden Aufgaben wahr-
zunehmen, insbesondere 

1. die Prüfungen vorzubereiten, abzuneh- 
men und zu überwachen, 

2.  die schriftlichen Prüfungsaufgaben aus-
zuwählen und die Hilfsmittel festzulegen, 

3. die Zeitpunkte der Prüfungsteile festzu- 
setzen, 

4. die Prüflinge zu der Prüfung zu laden, 
5. die Prüfungsnoten sowie die Abschluss- 

note der Prüfung festzustellen, 
6. über ordnungswidriges Verhalten und die 

Wiederholung von Prüfungen zu ent-
scheiden und 

7. den Prüfungsstichtag für das Ende der 
Laufbahnprüfung festzusetzen und 

8. über die ausnahmsweise Zulassung zur 
Laufbahnprüfung gemäß § 11 Absatz 2 zu ent-
scheiden. 
 
(2) Die Prüfungsausschüsse entscheiden mit 
Stimmenmehrheit. 
 
(3) Die Prüfungsausschüsse können Aufgaben 
an das vorsitzende Mitglied übertragen. 
 
(4) Die Zuordnung der Prüflinge zu den Prü-
fungsausschüssen obliegt der Ausbildungslei-
tung. 
 

§ 17 
Aufgaben der Prüfungsausschüsse, Zuordnung 

der Prüflinge 
 

(1) Die Prüfungsausschüsse haben die sich aus 
dieser Verordnung ergebenden Aufgaben wahr-
zunehmen, insbesondere 
1. die Prüfungen vorzubereiten, abzuneh- 
men und zu überwachen, 
2. die schriftlichen Prüfungsaufgaben aus-
zuwählen und die Hilfsmittel festzulegen, 
3. die Zeitpunkte der Prüfungsteile festzu- 
setzen, 
4. die Prüflinge zu der Prüfung zu laden, 
5. die Prüfungsnoten sowie die Abschluss- 
note der Prüfung festzustellen, 
6. über ordnungswidriges Verhalten und die 
Wiederholung von Prüfungen zu entscheiden, 
7. den Prüfungsstichtag für das Ende der 
Laufbahnprüfung festzusetzen und 
8. über die ausnahmsweise Zulassung zur 
Laufbahnprüfung gemäß § 11 Absatz 2 Satz 2 zu 
entscheiden. 

 
 

unverändert 
 

§ 15 
Sitzungen der Prüfungsausschüsse 

 
(1) Die Sitzungen der Prüfungsausschüsse sind 
nicht öffentlich. 
 
(2) Zur Teilnahme an den Sitzungen sind, sofern 
nicht über die schriftlichen Prüfungsaufgaben 
und die zugelassenen Hilfsmittel beraten wird, 
berechtigt: 
1. mit beratender Stimme 

a) der Ausbildungsleiter oder die 
Ausbildungsleiterin, 

b) ein Mitglied des Personalrates der 
Berliner Feuerwehr, 

c) ein Mitglied der Frauenvertretung der 
Berliner Feuerwehr, 

d) ein Mitglied der Hauptjugend- und Auszu-
bildendenvertretung, sofern Dienstkräfte 

§ 18 
Sitzungen der Prüfungsausschüsse 

 
unverändert 
 
 
(2) Zur Teilnahme an den Sitzungen sind, sofern 
nicht über die schriftlichen Prüfungsaufgaben 
und die zugelassenen Hilfsmittel beraten wird, 
berechtigt: 
1. mit beratender Stimme 
a) die Ausbildungsleiterin oder der Aus-
bildungsleiter, 
b) ein Mitglied des Personalrates der Berli-
ner Feuerwehr, 
c) ein Mitglied der Frauenvertretung der Ber-
liner Feuerwehr, 
d) ein Mitglied der Jugend- und Auszubil-
dendenvertretung, sofern Dienstkräfte geprüft 
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geprüft werden, die bei Prüfungsbeginn 
das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben, 

e) ein Mitglied der Schwerbehindertenvertre-
tung der Berliner Feuerwehr, sofern 
Schwerbehinderte oder Gleichgestellte 
geprüft werden. 

 
2. als Zuhörer oder Zuhörerinnen 

a) Vertreter oder Vertreterinnen der obersten 
Dienstbehörde und der Dienstbehörde, 

b) andere Personen mit Zustimmung des je-
weiligen Prüfungsausschusses. 

 
 

werden, die bei Prüfungsbeginn das 27. Lebens-
jahr noch nicht vollendet haben, 
e) ein Mitglied der Schwerbehindertenvertre-
tung der Berliner Feuerwehr, sofern Schwerbe-
hinderte oder Gleichgestellte geprüft werden, 
 
 
 
2. als Zuhörerinnen oder Zuhörer 
a) Vertreterinnen oder Vertreter der obersten 
Dienstbehörde und der Dienstbehörde, 
b) andere Personen mit Zustimmung des jeweili-
gen Prüfungsausschusses. 
 

§ 16 
Prüfende Dienstkräfte 

 
(1) Die prüfenden Dienstkräfte unterstützen die 
Prüfungsausschüsse bei der Prüfungsabnahme. 
 
(2) Das vorsitzende Mitglied eines Prüfungsaus-
schusses bestimmt auf Vorschlag der bei der 
Dienstbehörde bestehenden Ausbildungseinrich-
tungen die prüfenden Dienstkräfte für die einzel-
nen Prüfungsgebiete aus dem Kreis der zustän-
digen Fachlehrkräfte. Die prüfenden Dienstkräfte 
sollen die Prüflinge möglichst unterrichtet haben. 

§ 19 
Prüfende Dienstkräfte 

unverändert 
 

 
 

2. Kapitel 
Rechte und Pflichten der Prüflinge 

 
§ 17 

Erkrankung, Versäumnis 
 
(1) Wer durch Krankheit oder durch nicht in sei-
ner Person liegende Umstände an der Ablegung 
der Prüfung oder von Teilen der Prüfung gehin-
dert ist, hat dies nach Satz 2 und 3 nachzuwei-
sen. Eine Erkrankung ist im Falle stationärer Be-
handlung durch eine Bescheinigung der Kran-
kenanstalt, in anderen Fällen durch eine Be-
scheinigung eines beamteten Arztes oder einer 
beamteten Ärztin nachzuweisen. Ein privatärztli-
ches Zeugnis kann anerkannt werden. 
 
(2) Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes kann 
mit Genehmigung des vorsitzenden Mitglieds des 
Prüfungsausschusses der Rücktritt von der Prü-
fung erklärt werden. 
 
(3) Bei Verhinderung oder Rücktritt nach den Ab-
sätzen 1 und 2 gilt die Prüfung oder der betref-

 
 

Kapitel 2 
Rechte und Pflichten der Prüflinge 

 
§ 20 

Erkrankung, Versäumnis 
 
(1) Wer durch Krankheit oder durch nicht in sei-
ner Person liegende Umstände an der Ablegung 
der Prüfung oder von Teilen der Prüfung gehin-
dert ist, hat dies nachzuweisen. Eine Erkrankung 
ist im Falle stationärer Behandlung durch eine 
Bescheinigung der Krankenanstalt, in anderen 
Fällen durch eine Bescheinigung einer beamte-
ten Ärztin oder eines beamteten Arztes nach-
zuweisen. Ein privatärztliches Zeugnis kann an-
erkannt werden. 
 
unverändert 
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fende Teil der Prüfung als nicht begonnen. Das 
vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses 
bestimmt, zu welchem Zeitpunkt die Prüfung o-
der der Prüfungsteil nachzuholen ist. 
 
(4) Wird der Beginn einer Prüfungsarbeit ver-
säumt, so entscheidet die jeweilige Aufsicht, ob 
sie noch begonnen werden darf. Die versäumte 
Zeit geht regelmäßig zu Lasten des Prüflings; in 
begründeten Ausnahmefällen darf die Bearbei-
tungsdauer um den Zeitverlust verlängert wer-
den. Versäumt ein Prüfling den Beginn der 
mündlichen Prüfung, entscheidet der Prüfungs-
ausschuss, ob er noch in die Prüfung eintreten 
darf. Der Vorgang ist in einer Niederschrift fest-
zuhalten. 
 
(5) Versäumt ein Prüfling die Prüfung ganz oder 
teilweise ohne ausreichende Entschuldigung o-
der tritt er ohne Genehmigung zurück, so gilt die 
Prüfung als nicht bestanden. 
 

§ 18 
Hilfsmittel und Erleichterungen 

 
(1) Es dürfen nur die vom Prüfungsausschuss 
zugelassenen Hilfsmittel verwendet werden. Die 
Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel gilt als 
Täuschungshandlung.  
 
(2) Auf Antrag kann einem Prüfling, der wegen 
einer vorübergehenden körperlichen Behinde-
rung den anderen Prüflingen gegenüber wesent-
lich im Nachteil ist, durch den Prüfungsaus-
schuss eine angemessene Erleichterung bewilligt 
werden. In Zweifelsfällen ist ein Zeugnis eines 
beamteten Arztes oder einer beamteten Ärztin 
einzuholen. 

§ 21 
Hilfsmittel und Erleichterungen 

 
unverändert 
 
 
 
 
(2) Auf Antrag kann einem Prüfling, der wegen 
einer vorübergehenden körperlichen Behinde-
rung den anderen Prüflingen gegenüber wesent-
lich im Nachteil ist, durch den Prüfungsaus-
schuss eine angemessene Erleichterung bewilligt 
werden. In Zweifelsfällen ist ein Zeugnis einer 
beamteten Ärztin oder eines beamteten Arz-
tes einzuholen. 
 

 
§ 19 

Ordnungswidriger Verlauf 
 
(1) Wenn der Verdacht auf eine Täuschungs-
handlung besteht, ist die Prüfung für den Prüfling 
zu unterbrechen. Er ist sofort zu hören. Erforder-
lichenfalls sind weitere Ermittlungen anzustellen. 
 
(2) Ergibt sich, dass keine Täuschungshandlung 
vorliegt, wird die Prüfung fortgesetzt, wobei bei 
den Prüfungsarbeiten die Bearbeitungsdauer um 
den Zeitverlust, der durch die Ermittlungen be-
wirkt wurde, verlängert wird. Die Entscheidung 
trifft bei der schriftlichen Prüfungsarbeit die auf-

§ 22 
Ordnungswidriger Verlauf 

 
unverändert 
 
 
 
 
unverändert 
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sichtführende Dienstkraft, die sich erforderlichen-
falls zum Zwecke der Ermittlungen ablösen las-
sen kann, bei der mündlichen und praktischen 
Prüfung der Prüfungsausschuss. Der Vorgang ist 
im ersten Fall in einer Niederschrift festzuhalten; 
die Niederschrift ist unverzüglich dem Prüfungs-
ausschuss zuzuleiten. 
 
(3) Wird die Prüfung aufgrund des Ergebnisses 
der Ermittlungen nicht fortgesetzt, so entscheidet 
das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschus-
ses, ob eine Täuschungshandlung vorliegt und 
ob es sich dabei um einen leichten oder einen 
schweren Fall handelt. Wird kein Verstoß festge-
stellt, so ist bei der schriftlichen Prüfung eine 
neue Arbeit anzufertigen; bei der mündlichen und 
praktischen Prüfung wird der entsprechende Prü-
fungsteil wiederholt. Handelt es sich um einen 
leichten Fall, so gilt der entsprechende Prüfungs-
teil als mit null Punkten bewertet. Bei einem 
schweren Fall schließt das vorsitzende Mitglied 
des Prüfungsausschusses den Prüfling von der 
Prüfung aus. Die Prüfung gilt als nicht bestan-
den. Als schwere Fälle sind insbesondere solche 
anzusehen, bei denen die Täuschungshandlung 
vorbereitet worden ist oder besondere Intensität 
oder größeren Umfang aufweist. 
 
(4) Wird die Täuschungshandlung erst bei der 
Bewertung der Prüfungsarbeit entdeckt, gelten 
die Absätze 1 und 3 Satz 2 entsprechend mit der 
Maßgabe, dass auf die Anfertigung einer neuen 
Arbeit verzichtet wird, wenn kein Verstoß vor-
liegt. 
 
(5) Wird eine schwere Täuschungshandlung erst 
nach Beendigung der Prüfung entdeckt, so kann 
der Prüfungsausschuss die Prüfung für ungültig 
erklären. Die Ungültigkeit muss innerhalb von 
drei Monaten nach Entdecken der Täuschungs-
handlung erklärt werden. Die Entscheidung ist 
zuzustellen. Das bereits ausgehändigte Prü-
fungszeugnis ist von der Dienstbehörde einzu-
ziehen. Die Prüfung gilt als nicht bestanden. 
 
(6) Behindert ein Prüfling durch sein Verhalten 
die Prüfung so schwerwiegend, dass es nicht 
möglich ist, seine Prüfung oder die anderer Prüf-
linge ordnungsgemäß durchzuführen, so wird er 
von der weiteren Prüfung ausgeschlossen. Die 
Entscheidung trifft das vorsitzende Mitglied des 
Prüfungsausschusses. Die Prüfung gilt in diesem 
Teil als mit null Punkten bewertet.  
 
(7) Vor Beginn der ersten Prüfungsarbeit sind die 

 
 
 
 
 
 
 
 
unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4) Wird die Täuschungshandlung erst bei der 
Bewertung der Prüfungsarbeit entdeckt, gelten 
der Absatz 1 Satz 2 und 3 und der Absatz 3 
entsprechend mit der Maßgabe, dass auf die An-
fertigung einer neuen Arbeit verzichtet wird, 
wenn kein Verstoß vorliegt. 
 
unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
(7) Vor Beginn der ersten Prüfungsarbeit sind die 
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Prüflinge auf die §§ 17 bis 19 hinzuweisen. Ein 
entsprechender Vermerk wird in die Niederschrift 
über die erste Prüfungsarbeit aufgenommen. 

Prüflinge auf die §§ 20 bis 22 hinzuweisen. Ein 
entsprechender Vermerk wird in die Niederschrift 
über die erste Prüfungsarbeit aufgenommen. 
 

 
3. Kapitel 

Durchführung der Laufbahnprüfung 
 

Kapitel 3 
Durchführung der Laufbahnprüfung 

 
§ 20 

Durchführung der schriftlichen Laufbahnprüfung 
 
(1) Die Bearbeitungsdauer der Prüfungsarbeit 
beträgt drei Zeitstunden. Die Lehrkräfte der bei 
der Dienstbehörde bestehenden Ausbildungsein-
richtungen sind verpflichtet, nach Aufforderung 
durch den Prüfungsausschuss für ihr Fachgebiet 
geeignete Prüfungsaufgaben einschließlich der 
Lösungsskizzen vorzuschlagen. 
 
(2) Der Prüfungsausschuss kann Inhalt und Um-
fang der Aufgaben ändern, Aufgabenvorschläge 
zurückweisen und neue anfordern. 
 
(3) Die Prüfungsarbeit wird unter der Aufsicht 
einer Lehrkraft oder einer Dienstkraft der Dienst-
behörde, die regelmäßig der Laufbahn des ge-
hobenen Dienstes angehören muss, angefertigt. 
 
(4) Die Prüfungsarbeit wird nach näherer Be-
stimmung durch den Prüfungsausschuss von ei-
ner Lehrkraft der bei der Dienstbehörde beste-
henden Ausbildungseinrichtungen (Erstzensie-
render) und danach von einem Mitglied des Prü-
fungsausschusses oder einer Lehrkraft der bei 
der Dienstbehörde bestehenden Ausbildungsein-
richtungen oder einer anderen sachkundigen 
Person (Zweitzensierender) bewertet. Für die 
Bewertung der Prüfungsleistungen gilt § 7 Abs. 
1. Weichen die Bewertungen voneinander ab 
und können sich die beiden Zensierenden nicht 
einigen, so entscheidet das vorsitzende Mitglied 
des Prüfungsausschusses im Rahmen der Noten 
der beiden Zensierenden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 23 
Durchführung der schriftlichen Laufbahnprüfung 

 
unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
unverändert 
 
 
 
unverändert 
 
 
 
 
(4) Die Prüfungsarbeit wird nach näherer Be-
stimmung durch den Prüfungsausschuss von ei-
ner Lehrkraft der bei der Dienstbehörde beste-
henden Ausbildungseinrichtungen (Erstzensie-
rende) und danach von einem Mitglied des Prü-
fungsausschusses oder einer Lehrkraft der bei 
der Dienstbehörde bestehenden Ausbildungsein-
richtungen oder einer anderen sachkundigen 
Person (Zweitzensierende) bewertet. Für die 
Bewertung der Prüfungsleistungen gilt § 8 Ab-
satz 1. Weichen die Bewertungen voneinander 
ab und können sich die beiden Zensierenden 
nicht einigen, so entscheidet das vorsitzende 
Mitglied des Prüfungsausschusses im Rahmen 
der Noten der beiden Zensierenden. 
 
(5) Die schriftliche Prüfungsarbeit kann ganz 
oder teilweise in der besonderen Prüfungsart 
des Antwort-Wahl-Verfahrens (Multiple-
Choice) durchgeführt werden. Sofern die Prü-
fungsarbeit ganz als Antwort-Wahl-Verfahren 
durchgeführt wird, wird sie nach näherer Be-
stimmung durch den Prüfungsausschuss von 
einer Lehrkraft der bei der Dienstbehörde be-
stehenden Ausbildungseinrichtungen oder 
einer anderen sachkundigen Person bewer-
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(5) Die Note der schriftlichen Prüfungsarbeit ist 
jedem Prüfling unverzüglich bekannt zu geben. 

tet; der oder die Zweitzensierende entfällt bei 
vollständiger Durchführung als Antwort-
Wahl-Verfahren. Für die Bewertung der Prü-
fungsleistungen gilt § 8 Absatz 1. 
 
(6) Die Note der schriftlichen Prüfungsarbeit ist 
jedem Prüfling unverzüglich bekannt zu geben. 

§ 21 
Durchführung der praktischen und mündlichen 

Laufbahnprüfung 
 
(1) In der praktischen Prüfung hat der Prüfling 
bestimmte Aufgaben insbesondere aus den 
Lehrfächern Brandbekämpfung und Technische 
Hilfeleistung / Umweltschutz in Form von Ein-
satzübungen zu lösen. Die Aufgaben sind als 
Einzel- oder Gruppenübung so anzulegen, dass 
eine Bewertung der Leistungen des einzelnen 
Prüflings möglich ist. Bei der Abnahme der Prü-
fung können den Prüflingen ergänzende Fragen 
grundsätzlich nach Ablauf der einzelnen Übung 
gestellt werden. Die Zahl und Art der Übungen 
bestimmt der Prüfungsausschuss auf Vorschlag 
der prüfenden Dienstkräfte. 
 
(2) Die mündliche Prüfung soll das während des 
Vorbereitungsdienstes gewonnene Leistungsbild 
abrunden und wird über alle Ausbildungsinhalte 
durchgeführt. Die Prüfungszeit soll für jeden 
Prüfling insgesamt regelmäßig 20 Minuten betra-
gen. 
 
 
(3) Das vorsitzende Mitglied des Prüfungsaus-
schusses leitet die praktische und mündliche 
Prüfung und bestimmt ihren Ablauf. Die Mitglie-
der des Prüfungsausschusses können jederzeit 
in die Befragung eingreifen. 
 
(4) Die Leistungen des Prüflings sind nach § 7 
Abs. 1 zu bewerten. Über die Bewertung ent-
scheidet der Prüfungsausschuss auf Vorschlag 
der jeweils prüfenden Dienstkraft mit Stimmen-
mehrheit. Kommt eine Bewertung mit Stimmen-
mehrheit nicht zustande, gibt die Stimme des 
vorsitzenden Mitglieds den Ausschlag. 
 
 

§ 24 
Durchführung der praktischen und der mündli-

chen Laufbahnprüfung 
 
1) In der praktischen Prüfung hat der Prüfling be-
stimmte Aufgaben insbesondere aus den Lehrfä-
chern Brandbekämpfung und Technische Hilfe-
leistung / Umweltschutz in Form von Einsatz-
übungen zu lösen. Die Aufgaben sind als Einzel- 
oder Gruppenübung so anzulegen, dass eine 
Bewertung der Leistungen des einzelnen Prüf-
lings möglich ist. Bei der Abnahme der Prüfung 
können den Prüflingen ergänzende Fragen 
grundsätzlich nach Beendigung der einzelnen 
Übung gestellt werden. Die Zahl und Art der 
Übungen bestimmt der Prüfungsausschuss auf 
Vorschlag der prüfenden Dienstkräfte. 
 
(2) Die mündliche Prüfung soll das während des 
Vorbereitungsdienstes gewonnene Leistungsbild 
abrunden und wird über alle Ausbildungsinhalte 
der feuerwehrtechnischen Laufbahnausbil-
dung durchgeführt. Die Prüfungszeit soll für je-
den Prüfling insgesamt regelmäßig 20 Minuten 
betragen. 
 
(3) Das vorsitzende Mitglied des Prüfungsaus-
schusses leitet die praktische und die mündliche 
Prüfung und bestimmt ihren Ablauf. Die Mitglie-
der des Prüfungsausschusses können jederzeit 
in die Befragung eingreifen. 
 
(4) Die Leistungen des Prüflings sind nach § 8 
Absatz 1 zu bewerten. Über die Bewertung ent-
scheidet der Prüfungsausschuss auf Vorschlag 
der jeweils prüfenden Dienstkraft mit Stimmen-
mehrheit. Kommt eine Bewertung mit Stimmen-
mehrheit nicht zustande, gibt die Stimme des 
vorsitzenden Mitglieds den Ausschlag. 

 

§ 22 
Ergebnis der Laufbahnprüfung 

 
(1) Nach Durchführung aller Prüfungsteile stellt 
der Prüfungsausschuss unverzüglich die Ab-
schlussnote der Laufbahnprüfung fest. 

§ 25 
Ergebnis der Laufbahnprüfung 

 
(1) Nach Durchführung aller Prüfungsteile stellt 
der Prüfungsausschuss unverzüglich die Ab-
schlussnote der Laufbahnprüfung fest. 
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(2) Die Abschlussnote setzt sich zusammen aus 
der Ausbildungsgesamtnote, der Prüfungsnote 
der schriftlichen Prüfung, der Prüfungsnote der 
mündlichen Prüfung und der Prüfungsnote der 
praktischen Prüfung. 
 
 
 
 
 
 
In die Abschlussnote gehen ein 
 
1. die Ausbildungsgesamtnote  
  zu 40 vom Hundert, 
2. die Prüfungsnote der schriftlichen Prüfung
  zu 20 vom Hundert, 
3. die Prüfungsnote der mündlichen Prüfung
  zu 10 vom Hundert, 
4. die Prüfungsnote der praktischen Prüfung
  zu 30 vom Hundert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
(2) Die Abschlussnote setzt sich bei Ableis-
tung des Vorbereitungsdienstes gemäß § 5 
Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 und 2 der Feuer-
wehr-Laufbahnverordnung (Schwerpunkt 
Feuerwehrtechnik mit und ohne handwerk-
lich-technischer Grundqualifizierung als ers-
ter Stufe) zusammen aus der Ausbildungsge-
samtnote gemäß Absatz 4, der Prüfungsnote 
der schriftlichen Prüfung, der Prüfungsnote der 
mündlichen Prüfung und der Prüfungsnote der 
praktischen Prüfung. In die Abschlussnote gehen 
ein 
 
1. die Ausbildungsgesamtnote  
  zu 40 Prozent, 
2. die Prüfungsnote der schriftlichen Prüfung
  zu 20 Prozent, 
3. die Prüfungsnote der mündlichen Prüfung
  zu 10 Prozent, 
4. die Prüfungsnote der praktischen Prüfung
  zu 30 Prozent. 
 
(3) Die Abschlussnote setzt sich bei Ableis-
tung des Vorbereitungsdienstes gemäß § 5 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 der Feuerwehr-
Laufbahnverordnung (Schwerpunkt Notfall-
rettung) zusammen aus der Abschlussnote 
der Notfallsanitäterausbildung, der Ausbil-
dungsgesamtnote gemäß Absatz 4, der Prü-
fungsnote der schriftlichen Prüfung, der Prü-
fungsnote der mündlichen Prüfung und der 
Prüfungsnote der praktischen Prüfung. In die 
Abschlussnote gehen ein 
 
1. die Abschlussnote der Notfallsanitäteraus-
bildung zu 60 Prozent, 
2. die Ausbildungsgesamtnote  
  zu 10 Prozent, 
3. die Prüfungsnote der schriftlichen Prüfung
  zu 10 Prozent, 
4. die Prüfungsnote der mündlichen Prüfung
  zu 5 Prozent, 
5. die Prüfungsnote der praktischen Prüfung
  zu 15 Prozent. 
 
Wurde eine staatliche Prüfung zur Notfallsan-
itäterin oder zum Notfallsanitäter gemäß § 9 
der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung 
für Notfallsanitäterinnen und Notfallsanitäter 
vor dem Beginn des Vorbereitungsdienstes 
bestanden oder wird eine staatliche Ergän-
zungsprüfung zur Notfallsanitäterin oder zum 
Notfallsanitäter gemäß § 10 der Ausbildungs- 
und Prüfungsverordnung für Notfallsanitäte-
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(3) Die Ausbildungsgesamtnote setzt sich aus 
den in der feuerwehrtechnischen Grundausbil-
dung und den anderen bewerteten Ausbildungs-
abschnitten erreichten Punktzahlen zusammen. 
Die zu bewertenden Ausbildungsabschnitte und 
die Anteile, mit denen die in den Ausbildungsab-
schnitten erreichten Punktzahlen in die Ausbil-
dungsgesamtnote einfließen, werden unter Be-
rücksichtigung des zeitlichen Umfanges und der 
Bedeutung des jeweiligen Ausbildungsabschnitts 
im Ausbildungsrahmenplan festgelegt. Die Aus-
bildungsgesamtnote und die Punktzahl der Ab-
schlussnote werden auf zwei Dezimalstellen ge-
rundet errechnet. 
 
(4) Die Laufbahnprüfung ist bei einer Punktzahl 
von 
14,00 oder mehr Punkten  mit „sehr 
gut“ bestanden, 
11,00 bis 13,99 Punkten mit „gut“ be-
standen, 
8,00 bis 10,99 Punkten mit „befriedi-
gend“ bestanden, 
5,00 bis 7,99 Punkten  bestanden. 
 
(5) Die Laufbahnprüfung ist nicht bestanden, 
wenn 
1. die schriftliche Prüfungsarbeit mit weniger 
als fünf Punkten bewertet worden ist oder 
2. die praktische oder die mündliche Prü-
fung mit weniger als fünf Punkten bewertet wor-
den ist oder 
3. die Punktzahl der Abschlussnote weniger 
als fünf Punkte beträgt. 
 
(6) Das vorsitzende Mitglied des Prüfungsaus-
schusses gibt das Ergebnis der Prüfung jedem 
Prüfling unverzüglich bekannt. 
 

rinnen und Notfallsanitäter während des Vor-
bereitungsdienstes bestanden, setzt sich die 
Abschlussnote der Laufbahnprüfung nach 
Maßgabe des Absatzes 2 zusammen. 
 
(4) Die Ausbildungsgesamtnote setzt sich aus 
den in der feuerwehrtechnischen Grundausbil-
dung und den anderen bewerteten Ausbildungs-
abschnitten erreichten Punktzahlen zusammen. 
Die zu bewertenden Ausbildungsabschnitte und 
die Anteile, mit denen die in den Ausbildungsab-
schnitten erreichten Punktzahlen in die Ausbil-
dungsgesamtnote einfließen, werden unter Be-
rücksichtigung des zeitlichen Umfanges und der 
Bedeutung des jeweiligen Ausbildungsabschnitts 
im Ausbildungsrahmenplan festgelegt. Die Aus-
bildungsgesamtnote und die Punktzahl der Ab-
schlussnote werden auf zwei Dezimalstellen ge-
rundet errechnet. 
 
(5) Die Laufbahnprüfung ist bei einer Punktzahl 
von 
14,00 bis 15 Punkten mit „sehr gut“ be-
standen, 
11,00 bis 13,99 Punkten mit „gut“ bestanden, 
8,00 bis 10,99 Punkten mit „befriedigend“ 
bestanden, 
5,00 bis 7,99 Punkten bestanden. 
 
 
(6) Die Laufbahnprüfung ist nicht bestanden, 
wenn 
1. die schriftliche Prüfungsarbeit mit weniger 
als fünf Punkten bewertet worden ist, 
2. die praktische oder die mündliche Prüfung 

mit weniger als fünf Punkten bewertet wor-
den ist oder 

3. die Punktzahl der Abschlussnote weniger als 
fünf Punkte beträgt. 
 
(7) Das vorsitzende Mitglied des Prüfungsaus-
schusses gibt das Ergebnis der Prüfung jedem 
Prüfling unverzüglich bekannt. 
 

 
§ 23 

Dokumentation der Laufbahnprüfung, Prüfungs-
zeugnis 

 
(1) Über Gegenstand, Ablauf und Ergebnis der 
praktischen und der mündlichen Laufbahnprü-
fung ist je eine Niederschrift zu fertigen und von 
dem vorsitzenden Mitglied des Prüfungsaus-
schusses zu unterzeichnen. 

§ 26 
Dokumentation der Laufbahnprüfung, Prüfungs-

zeugnis 
 
unverändert 
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(2) Die Niederschriften sind mit der Prüfungsar-
beit zu einer Prüfungsakte zusammenzufassen. 
Nach Bekanntgabe der Prüfungsergebnisse hat 
der Prüfling ein Recht auf Einsicht in seine Prü-
fungsarbeit. 
 
(3) Bei bestandener Laufbahnprüfung erhält der 
Prüfling ein Prüfungszeugnis, bei nicht bestan-
dener Prüfung einen schriftlichen Bescheid. Eine 
Ausfertigung ist jeweils zur Personalakte zu 
nehmen. 

 
unverändert 
 
 
 
 
 
(3) Bei bestandener Laufbahnprüfung erhält der 
Prüfling ein Prüfungszeugnis, bei nicht bestan-
dener Prüfung einen schriftlichen oder elektro-
nischen Bescheid. Eine Ausfertigung ist jeweils 
zur Personalakte zu nehmen. 
 

 
§ 24 

Wiederholen der Laufbahnprüfung 
 
(1) Ist die Laufbahnprüfung nicht bestanden, darf 
sie einmal wiederholt werden. Der Prüfungsaus-
schuss entscheidet im Einvernehmen mit der 
Ausbildungsleitung, inwieweit der Prüfling be-
stimmte Teile der Ausbildung nochmals zu 
durchlaufen hat. Es sind lediglich nicht bestan-
dene Teile der Laufbahnprüfung (§ 11 Abs. 3) zu 
wiederholen. 
 
(2) Gilt eine Laufbahnprüfung aus den in § 17 
Abs. 5 oder § 19 Abs. 3 bis 6 genannten Grün-
den als nicht bestanden, so entscheidet die 
Dienstbehörde nach Anhörung des Prüfungsaus-
schusses, welche Teile der Prüfung zu wiederho-
len sind. 
 

§ 27 
Wiederholen der Laufbahnprüfung 

 
(1) Ist die Laufbahnprüfung nicht bestanden, darf 
sie einmal wiederholt werden. Der Prüfungsaus-
schuss entscheidet im Einvernehmen mit der 
Ausbildungsleitung, inwieweit der Prüfling be-
stimmte Teile der Ausbildung nochmals zu 
durchlaufen hat. Es sind lediglich nicht bestan-
dene Teile der Laufbahnprüfung (§ 11 Abs. 3) zu 
wiederholen. 
 
(2) Gilt eine Laufbahnprüfung aus den in § 20 
Absatz 5 oder § 22 Absätze 3 bis 6 genannten 
Gründen als nicht bestanden, so entscheidet die 
Dienstbehörde nach Anhörung des Prüfungsaus-
schusses, welche Teile der Prüfung zu wiederho-
len sind. 
 

 
Teil III 

Übergangs- und Schlussvorschriften 
 

§ 25 
Übergangsbestimmungen 

 
Für die vor dem 1. Januar 2009 in das Beamten-
verhältnis auf Widerruf eingestellten Beamtinnen 
und Beamten des mittleren feuerwehrtechni-
schen Dienstes gilt die Verordnung über die 
Ausbildung und die Prüfung für den mittleren 
feuerwehrtechnischen Dienst vom 10. August 
1999 (GVBl. S. 485), geändert durch Nr. 19 der 
Anlage zum Gesetz vom 4. März 2005 (GVBl. S. 
125), weiter. 
 
 
 
 
 

Teil III 
Übergangs- und Schlussvorschriften 

 
§ 28 

Übergangsbestimmungen 
 
Der Vorbereitungsdienst für die vor dem In-
krafttreten dieser Verordnung in das Beam-
tenverhältnis auf Widerruf eingestellten Be-
amtinnen und Beamten soll auf eineinhalb 
Jahre verkürzt werden, sofern dies organisa-
torisch und inhaltlich möglich ist. Der Ausbil-
dungsrahmenplan wird an die Regelungen 
dieser Verordnung angepasst. Bereits absol-
vierte Ausbildungsteile und Prüfungen blei-
ben anerkannt. 
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§ 26 
Ausführungsvorschriften 

 
Die zur Ausführung dieser Verordnung erforderli-
chen Verwaltungsvorschriften erlässt die für die 
Ordnung der Laufbahn zuständige oberste 
Dienstbehörde. 
 
 

§ 29 
Ausführungsvorschriften 

 
Die zur Ausführung dieser Verordnung erforderli-
chen Verwaltungsvorschriften erlässt die Lauf-
bahnordnungsbehörde. 
 
 

§ 27 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 
2009 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung 
über die Ausbildung und Prüfung für den mittle-
ren feuerwehrtechnischen Dienst vom 10. August 
1999 außer Kraft. 
 

§ 30 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Ver-
kündung im Gesetz- und Verordnungsblatt 
für Berlin in Kraft. Gleichzeitig treten die Ver-
ordnung über die Ausbildung und die Prü-
fung für den mittleren feuerwehrtechnischen 
Dienst (APOmDFw) vom 5. Juni 2009 (GVBl. 
S. 283) und die Erste Verordnung zur Ände-
rung der Verordnung über die Ausbildung 
und die Prüfung für den mittleren feuerwehr-
technischen Dienst vom 1. Juli 2010 (GVBl. 
S. 402) außer Kraft. 

 
 
II. Wortlaut der zitierten Rechtsvorschriften 
 
Keine 
 

 
 


